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Zu dieser Reihe  
  
In der Reihe Analysen  und Berichte zum Wirtschafts- und Steuerrecht werden herausragende Studien- und   
Diplomarbeiten veröffentlicht, die einen Beitrag zum Erkenntnisgewinn insbesondere im Steuerrecht, im Bi-
lanzrecht, im Unternehmensrecht, im Finanz-, Bank- und Kapitalmarktrecht und in angrenzenden Rechtsgebie-
ten liefern wollen.  
 Anlass zur Begründung dieser Reihe war der Umstand, dass mir als Hochschullehrer immer wieder  
gute Arbeiten vorgelegt wurden, deren Gedanken und Erkenntnisse ich gerne einer breiteren Fach-öffentlichkeit 
zugänglich gemacht hätte. Doch zu oft ließen vereinzelte methodologische Zweifel, kleinere formale Mängel 
oder schlicht der Umfang der Arbeiten den Weg zu einer wissenschaftlichen Zeitschriftenveröffentlichung als 
weit erscheinen. Und die studentischen Verfasser hatten zwar regelmäßig großes Interesse an einer Veröffentli-
chung, oft aber bereits bei Abgabe ihrer Arbeiten mit dem ersten Arbeitsvertrag ausgestattet, nicht mehr die Zeit 
zu den dafür notwendigen Kürzungen und Überarbeitungen.  
 Diese ausdrücklich als Forum für Studien- und Diplomarbeiten deklarierte Reihe ermöglicht es, weiterfüh-
rende studentische Analysen und Berichte unredigiert herauszugeben.   
  
Dr. iur. Heribert M. Anzinger, Juniorprofessor für Steuerrecht 
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Vorwort 
 
Die Aufhebung der sogenannten „umgekehrten Maßgeblichkeit“ durch das Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz 
(BilMoG) vom 25.5.2009 hat die Diskussion über die Zukunft des Maßgeblichkeitsgrundsatzes befeuert. Mit 
erneuerten Argumenten wird im steuerwissenschaftlichen Schrifttum eine Ablösung der Steuerbilanz von der 
Handelsbilanz gefordert und ein eigenständiges Steuerbilanzrecht befürwortet. Gleichzeitig wird eine An-
bindung an die jüngeren Bilanzierungsvorschriften der IFRS bisher mehrheitlich abgelehnt. 
 Scheint die Maßgeblichkeit danach in den Augen vieler ein absterbender Ast zu sein, bildet das Bilanzsteuer-
recht davon unbeeindruckt neue Triebe aus, die die steuerrechtlichen mit den handelsrechtlichen Gewinnermitt-
lungsvorschriften verknüpfen. Ein prominentes Beispiel für diese Verbindung der steuerrechtlichen und der 
handelsrechtlichen Bilanzierungsregeln ist § 5 Abs. 1 a EStG. Danach sind die Ergebnisse der in der handels-
rechtlichen Rechnungslegung zur Absicherung finanzwirtschaftlicher Risiken gebildeten Bewertungseinheiten 
auch für die steuerliche Gewinnermittlung maßgebend. Mittelbar wird damit eine Brücke auch zu den IFRS 
geschlagen. Denn bis zur Einfügung des § 254 HGB durch das BilMoG orientierte sich die Praxis für die Bil-
dung von Bewertungseinheiten im Handelsbilanzrecht an IAS 39. Dessen Regelungen beeinflussen weiterhin 
die Auslegung des § 254 HGB.  
 Vor diesem Hintergrund geht Herr Scharf der Frage nach, worauf sich der in § 5 Abs. 1 EStG verwandte 
Begriff „handelsrechtliche Rechnungslegung“ bezieht und welchen Einfluss IAS 39 auf die bilanzsteuerrechtli-
che Behandlung von Bewertungseinheiten hat. 
 
  
Im Dezember 2010 Dr. iur. Heribert M. Anzinger, Juniorprofessor für Steuerrecht
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A. Einleitung 
Bewertungseinheiten werden genutzt, um durch Sicherungsgeschäfte abgesicherte Risiken in der Bilanz abzu-
bilden. Während Sicherungsgeschäfte in IAS 39 schon seit 1999 geregelt sind1, war die Bilanzierung nach deut-
schem Bilanz- und Steuerrecht lange Zeit ungeklärt. Im Jahr 2006 hat der deutsche Gesetzgeber im neu einge-
fügten § 5 Abs. 1a EStG festgelegt, dass die handelsrechtlich zur Absicherung von finanzwirtschaftlichen Risi-
ken gebildeten Bewertungseinheiten auch für die Steuerbilanz maßgeblich sind. Lange Zeit war unklar, auf wel-
che handelsrechtlichen Regelungen hierbei Bezug genommen wird. Mit der Einführung des BilMoG und der 
damit einhergehenden Neufassung von § 254 HGB scheint auf den ersten Blick Klarheit bezüglich der Bilanzie-
rung von Bewertungseinheiten geschaffen worden zu sein. Jedoch bleiben einige Fragen offen. Ziel dieser Ar-
beit soll es sein, die Unterschiede zwischen IAS/IFRS, HGB und Steuerbilanz zu analysieren. Hierzu wird ein 
fallbezogener Ansatz gewählt. 
Nachfolgend werden zwei hypothetische Fälle vorgestellt, anhand derer im weiteren Verlauf der Arbeit die Fra-
ge der Bilanzierung von Sicherungsgeschäften gelöst werden soll. 
 
Fall 1: Absicherung von Währungsrisiken 
Die A-AG schließt mit ihrer US-Tochtergesellschaft am 01.10.2009 einen Vertrag über den Kauf von Waren im 
Wert von 150.000 USD ab. Lieferung und Zahlung sind fällig zum 01.06.2010. Um den am Tag des Vertragsab-
schlusses  geltenden Euro-Wechselkurs von 1,50 USD abzusichern, schließt die A-AG bei ihrer Hausbank einen 
Terminkauf von 150.000 USD zum 01.06.2010 ab2. Vereinfachend wird in diesem Beispiel angenommen, dass 
die Zinssätze in Deutschland und den USA gleich sind3. 
Es werden zwei Szenarien unterschieden. Im ersten Szenario fällt der Dollar-Kurs, wodurch der Euro-Wert der 
Waren sinkt. Die Waren können günstiger eingekauft werden, jedoch droht ein Verlust aus dem Devisentermin-
geschäft. Der umgekehrte Fall wird in Szenario 2 behandelt, in welchem der Dollar-Kurs steigt, wodurch auch 
der Euro-Warenwert steigt. Am Fälligkeitstag des Geschäftes nähert sich der Wechselkurs wieder dem ur-
sprünglichen Kurs an. Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die Auswirkungen des Wechselkurses auf 
den Gegenwert der Verpflichtung und den Fair Value des Derivats.  
 
 
Datum /  Szenario Wechselkurs Verpflichtung Derivat 
01.10.2009 EUR/USD: 1,50  100.000 EUR 0 EUR 
31.12.2009 / Szenario 1 EUR/USD: 2,00 75.000 EUR  -25.000 EUR 
31.12.2009 / Szenario 2 EUR/USD: 1,20 125.000 EUR 25.000 EUR 
01.06.2010 EUR/USD: 1,60 93.750 EUR -6.250 EUR 
 
                                               
 
1  IAS 39 wurde im März 1999 veröffentlicht. Vgl. Barckow, Bilanzierung v. derivaten Finanzinstrumenten (2004), S. 196. 
2  Ähnliche Fälle in: Wagenhofer, Internationale Rechnungslegungsstandards (2009), S. 349; Küting/Cassel, KoR 2008, 769, 773; 
Kuhn/Scharpf, Rechnungslegung von Financial Instruments (2006), S. 353. 
3  Vgl. Küting/Cassel, KoR 2008, 769, 773. 
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Fall 2: Absicherung von Kursrisiken 
Am 01.10.2009 plant die B-GmbH zum 01.05. des folgenden Geschäftsjahres den Kauf  von Aktien der börsen-
notierten C-AG. Um den Kauf gegen steigende Kurse abzusichern, kauft die B-GmbH mehrere DAX-Future-
Kontrakte4. Die Wertentwicklung der Wertpapiere der C-AG ist in letzter Zeit sehr ähnlich zum DAX verlaufen. 
Die nachfolgende Grafik zeigt die Kursverläufe von C-AG und DAX im Zeitverlauf. 
 
 
Abbildung 1: Kursentwicklung, Fall 2 
 
Nachdem die C-AG am 31.10.2009 überraschend gute Quartalszahlen für Q3 vorgelegt hat legen die Aktien 
deutlich zu. Die Gesamtentwicklung des Indexes verläuft deutlich schlechter. Die Arbeit geht der Frage nach, ob 
eine Bildung von Bewertungseinheiten zulässig ist und welche Folgen eine kompensatorische Bewertung in 
diesem Fall für Handels- und Steuerbilanz hat. 
 
Die vorliegende Arbeit führt zunächst in die Theorie des Risikomanagements und der Sicherungsgeschäfte ein. 
Dann wird die Notwendigkeit besonderer Bilanzierungsregeln für Sicherungsgeschäfte dargestellt. Nachdem 
deutlich gemacht wurde, dass eine Einzelbewertung von Sicherungsgeschäften nicht zu einer objektiven Dar-
stellung führt, werden im nächsten Kapitel die Grundlagen des Hedge Accountings in IAS/IFRS und im HGB 
vorgestellt. Nach einem Überblick über die Voraussetzungen, die Arten und die Bilanzierungsvorschriften von 
Bewertungseinheiten, wird erläutert, welche bilanzpolitischen Möglichkeiten das Hedge Accounting bietet. 
Darauf aufbauend wird untersucht, welchen Einfluss Bewertungseinheiten auf die Steuerbilanz haben. Es wird 
analysiert, wie die Steuerbilanz an die handelsrechtlichen Bewertungseinheiten anknüpft und welche handels-
rechtlichen Regeln maßgeblich sind.  Nach einem Überblick über die Voraussetzungen und Folgen der steuerbi-
lanziellen Bewertungseinheiten wird erläutert, welche steuerlichen Gestaltungsmöglichkeiten sich daraus erge-
ben. Abschließend wird in einem Fazit das Ergebnis der Arbeit vorgestellt und ein Ausblick auf zukünftige 
Entwicklungen geboten. 
 
                                               
 
4  In Anlehnung an: Wagenhofer, Internationale Rechnungslegungsstandards (2009), S. 357.  
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B. Sicherungsgeschäfte 
Sichert ein Unternehmen eine oder mehrere Positionen gegen Risiken ab, so wird dieser Vorgang als Hedging 
(Absicherung) bezeichnet5. Hierzu wird eine offene Risikoposition (Grundgeschäft) mit einer bei gleichem Ri-
siko gegenläufigen Position (Sicherungsgeschäft) abgesichert6. Im Idealfall sollte eine negative Wertänderung 
der einen Position stets mit einer positiven Wertänderung der anderen Position verbunden sein, so dass sich 
beide Geschäfte kompensieren. Man spricht dann davon, dass Grundgeschäft und Sicherungsgeschäft eine Si-
cherungsbeziehung bilden, die auch als Hedge bezeichnet wird7. Eine solche Sicherungsbeziehung kann zu je-
dem beliebigen Zeitpunkt gebildet oder aufgelöst werden. 
Sicherungsgeschäfte, auch Sicherungsinstrumente oder Hedging Instruments genannt, können in realwirtschaft-
liche und finanzwirtschaftliche Sicherungsgeschäfte unterteilt werden8. Realwirtschaftliche Sicherungsgeschäfte 
können beispielsweise operative Maßnahmen sein, die auf eine Veränderung im Beschaffungs-, Produktions- 
oder Absatzprozess abzielen9. Da solche realwirtschaftlichen Sicherungsgeschäfte für Bilanzierungsfragen keine 
Rolle spielen, werden diese im weiteren Verlauf der Arbeit nicht weiter betrachtet10.  
Bei finanzwirtschaftlichen Sicherungsgeschäften werden ausschließlich Finanzinstrumente zur Absicherung 
verwendet. Grundsätzlich sind für Sicherungsgeschäfte sowohl originäre als auch derivate Finanzinstrumente 
geeignet. Allerdings kann beobachtet werden, dass in der betrieblich Praxis oft auf speziell für Sicherungszwe-
cke entwickelte derivate Finanzinstrumente zurückgegriffen wird11.  
 
I. Finanzinstrumente  
Nach IFRS ist ein Finanzinstrument ein Vertrag, welcher bei einem Unternehmen zu einem finanziellen Vermö-
genswert und gleichzeitig bei einem anderen Unternehmen zu einer finanziellen Verbindlichkeit oder einem 
Eigenkapitalinstrument führt12. Finanzinstrumente können unterteilt werden in originäre Finanzinstrumente 
(z.B. Zahlungsmittel, Wertpapiere, Forderungen und Verbindlichkeiten) und derivate Finanzinstrumente (kurz 
Derivate) 13.  
Im HGB wird der Begriff Finanzinstrument zwar mehrfach verwendet14, aber an keiner Stelle definiert. In § 1 
Abs. 11 KWG bzw. § 2 Abs. 2 b WpHG werden einige Finanzinstrumente aufgeführt, die wohl auch für die 
handelsrechtliche Abgrenzung gelten15. Nach Auffassung des Gesetzgebers ist eine exakte Definition des Be-
griffs „aufgrund der Vielfalt und ständigen Weiterentwicklung“ nicht möglich16. Grundsätzlich sollen auch im 
                                               
 
5  Barckow, Bilanzierung v. derivaten Finanzinstrumenten (2004), S. 25. 
6  Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006) 29; Küting/Cassel, KoR 2008, 769, 796; Schmitz, DB 2009, 
1620, 1621. 
7  Barckow, Bilanzierung v. derivaten Finanzinstrumenten (2004), S. 25. 
8  Brötzmann, Bilanzierung von güterwirtschaftlichen Sicherungsbez. (2004), S. 16. 
9  Brötzmann, Bilanzierung von güterwirtschaftlichen Sicherungsbez. (2004), S. 17. 
10  Bewertungseinheiten können nur mit Finanzinstrumenten als Sicherungsgeschäft gebildet werden. Siehe Abschnitt D.III; Vgl. auch: 
Brötzmann, Bilanzierung von güterwirtschaftlichen Sicherungsbez. (2004), S. 16. 
11  Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 29; Herzig/Breckheimer, DB 2006, 1451, 1451. 
12  IAS 32.11; Barz/Eckes/Weigel, IFRS für Banken (2008), S. 283. 
13  Barz/Eckes/Weigel, IFRS für Banken (2008), S. 283. 
14  Beispielsweise in: § 340c Abs. 1 S. 1 HGB, § 285 Satz 1 Nr. 18 u. 19 HGB u.a.  
15  Vgl. Ellrott in Beck Bil-Komm., HGB § 285 Rn. 312. 
16  Vgl. Begr. RegE BilMoG BT-Drucks. 16/10067 (30.07.2008), S. 53. 
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HGB Derivate zu den Finanzinstrumenten zählen. Es ist davon auszugehen, dass Finanzinstrumente im Sinne 
von IAS 32.11 auszulegen sind17.  
 
II. Derivate Finanzinstrumente 
Ein Derivat ist ein verbindliches Geschäft, bei dem sich zwei Vertragspartner verpflichten, zu einem späteren 
Zeitpunkt Leistung gegen Geld zu tauschen18. Es handelt sich bei dieser Art von Finanzinstrumenten also um 
schwebende Geschäfte, da der Verpflichtungstermin und der Erfüllungstermin zeitlich auseinander liegen. Deri-
vate beziehen sich immer auf einen Basiswert (engl.: underlying) wie z.B. Zinssätze, Wechselkurse oder Roh-
stoffpreise. Der Wert des Derivats kann aufgrund der Abhängigkeit des Basiswerts unregelmäßigen Schwan-
kungen unterliegen. Ein Vorteil von Derivaten gegenüber anderen Finanzinstrumenten liegt darin, dass nur eine 
geringe Anschaffungszahlung notwendig ist, um von den Wertänderungen des Basisobjektes zu profitieren. 
Diese aus betriebswirtschaftlicher Sichtweise zwar positive Eigenschaft, ist zugleich einer der wesentlichen 
Kritikpunkte an Derivaten, da es dadurch möglich wird Risiken einzugehen, die zum Zeitpunkt des Vertragsab-
schlusses keine Kosten verursachen. Gerade seit der Finanzmarktkrise sind Derivate deshalb starker Kritik aus-
gesetzt19. 
In IAS 39.9 existiert eine Legaldefinition für Derivate, laut dieser muss ein Finanzinstrument oder Vertrag drei 
Voraussetzungen erfüllen, um als Derivat  zu gelten20. Das Derivat muss an einen Basiswert gebunden sein, es 
darf nur eine geringe Anfangsinvestition benötigen und es muss zu einem späteren Zeitpunkt beglichen werden. 
Als typische Derivate werden in IAS 39 Forwards, Swaps, Futures und Optionen genannt21. Das HGB bietet 
wiederum keine Definition von Derivaten. Die Gesetzesbegründung des BilMoG macht aber erneut deutlich, 
dass auch dieser Begriff synchron zu den internationalen Standards zu interpretieren ist22. 
 
III. Risiken 
Das Risiko eines Geschäftes kann definiert werden als die Möglichkeit, dass der Wert des Geschäfts vom erwar-
teten Wert abweicht23. Diese Abweichung vom Erwartungswert µ kann durch die Varianz σ2 quantifiziert wer-
den24. Je größer die Varianz eines Geschäftes ist, desto größer ist das damit verbundene Risiko. Da die Wertab-
weichung sowohl positiv als auch negativ ausfallen kann, wird oft ein enger ausgelegter Risikobegriff verwen-
det, so dass nur eine negative Abweichung als Risiko bezeichnet wird. Die Ursachen einer Wertabweichung 
können sehr unterschiedlich sein, da Unternehmen einer Vielzahl von Risiken ausgesetzt sind. Abbildung 2 gibt 
einen Überblick über die einzelnen Risikoarten.  
 
                                               
 
17  Vgl. Böcking/Torabian, BB 2008, 265, 265; Böcking, BB Beilage 2005, Nr. 3, 5, 8; Schmidt, BB 2009, 882 884; 
Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen (2009), S. 314. 
18  Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen (2009), S. 314. 
19  Vgl. Morgenson, NYT, 27.02.2010, S. BU1; Schulz, FAZ 23.05.2009, S. 23. 
20  IAS 39.9; Barz/Eckes/Weigel, IFRS für Banken (2008), S. 286. 
21  IAS 39.AG9. 
22  Begr. RegE BilMoG BT-Drucks. 16/10067 (30.07.2008), S. 53. 
23  Hier wird ein finanzwirtschaftlicher Risikobegriff verwendet; Vgl. Barckow, Bilanzierung v. derivaten Finanzinstrumenten (2004), 
S. 19; Brötzmann, Bilanzierung v. güterwirtschaftlichen Sicherungsbez. (2004) S. 12. 
24  Barckow, Bilanzierung v. derivaten Finanzinstrumenten (2004), S. 19. 
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Abbildung 2: Risikoarten 
Quelle:  In Anlehnung an Brötzmann25 
 
 
1. Marktrisiken 
Als Markt- oder Kursrisiken werden Risiken bezeichnet, die durch Schwankungen von Marktpreisen verursacht 
werden26. Marktrisiken haben stets einen Einfluss auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage eines Unter-
nehmens und werden daher häufig durch Sicherungsgeschäfte abgesichert27. Der Begriff umfasst Zins-, Wech-
selkurs-, Aktienkurs- und Güterpreisschwankungen, dementsprechend lassen sich Marktrisiken auch weiter 
unterteilen28.  
Ein Zinsänderungsrisiko ist die, aus der Veränderung von Zinssätzen resultierende Gefahr einer nachteiligen 
Entwicklung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. Diese Risikoklasse kann weiter unterteilt werden in 
Vermögens- und Einkommensrisiken. Vermögensrisiken liegen beispielsweise dann vor, wenn Änderungen des 
Marktzinses bei festverzinslichen Positionen zu einer Verschlechterung ihres Barwertes führen29. Einkommens-
risiken beschreiben die Gefahr einer Verschlechterung des Zinsergebnisses, also einer negativen Änderung bei 
variabel verzinslichen Positionen30. 
Als Wechselkurs- oder Währungsrisiko wird die Gefahr möglicher Schwankungen im Austauschverhältnis 
zweier Währungen bezeichnet31. Von diesem Risiko können alle Positionen betroffen sein, die auf fremde Wäh-
rung lauten. Eine typische Ausprägung eines Währungsrisikos besteht beispielsweise, wenn der Wechselkurs 
einer Fremdwährungsforderung zum Zeitpunkt der Zahlung unterhalb des ursprünglichen Kurses liegt. 
Die dritte wichtige Gruppe der Marktrisiken stellen die Preisrisiken, die wiederum in Aktienkurs- und Waren-
preisrisiken unterteilt werden können, dar32. Derartige Risiken umfassen Marktpreisschwankungen von Wertpa-
pieren, Rohstoffen und anderen Waren. 
                                               
 
25  Brötzmann, Bilanzierung von güterwirtschaftlichen Sicherungsbez. (2004), S. 13. 
26  Barckow, Bilanzierung v. derivaten Finanzinstrumenten (2004), S. 20. 
27  Barckow, Bilanzierung v. derivaten Finanzinstrumenten (2004), S. 20. 
28  Brötzmann, Bilanzierung von güterwirtschaftlichen Sicherungsbez. (2004) , S. 13; Barckow, Bilanzierung v. derivaten Finanzinstru-
menten (2004), S. 20. 
29  Barckow, Bilanzierung v. derivaten Finanzinstrumenten (2004), S. 20. 
30  ausführlicher: Barckow, Bilanzierung v. derivaten Finanzinstrumenten (2004), S. 20. 
31  Stauber, Finanzinstrumente im IFRS-Abschluss von Nicht-Banken (2009), S. 29. 
32  Barckow, Bilanzierung v. derivaten Finanzinstrumenten (2004), S. 22. 
Risikoarten
Marktrisiko
Zinsrisiko Wechselkursrisiko Preisrisiko
Kreditrisiko
Bonitätsrisiko Ausfallrisiko
Liquiditäts-
risiko
Terminrisiko Abrufrisiko
Operatives 
Risiko
  
   
                                                                                                                                                                                                 17 
 
2. Kreditrisiken 
Unter einem Kreditrisiko wird die Gefahr eines vollständigen oder anteiligen Wertverlustes einer Position ver-
standen33.  Dieses Risiko wird im Allgemeinen durch die Zahlungsfähigkeit des Schuldners beeinflusst. Dem-
entsprechend kann das Kreditrisiko auch weiter unterteilt werden in das Bonitätsrisiko und das Ausfallrisiko34. 
Unter dem Ausfallrisiko wird dabei die Gefahr eines tatsächlichen Ausfalls der Position verstanden. Beim Boni-
tätsrisiko wird der Wertverlust der Position durch eine Erhöhung der Ausfallwahrscheinlichkeit des Schuldners 
hervorgerufen35. Bonitätsrisiken werden oftmals durch Ratingagenturen ermittelt. Darüber hinaus ist auch eine 
Risikobestimmung durch den Gläubiger selbst möglich, man spricht dann von einem internen Rating36. Bei der 
Berechung des Bonitätsrisikos wird unter Berücksichtigung historischer Daten mittels statistischer Verfahren 
eine Risikoklasse gebildet. Die berechnete Risikoklasse gibt dabei jedoch nicht den wahren Wert des Risikos 
wieder, sondern stellt lediglich einen Vergleichswert dar, der die Bonität im Verhältnis zu anderen Titeln ange-
ben soll37. 
Kreditrisiken werden oft durch neuartige Finanzinstrumente, wie  Credit Default Swaps (CDS) und Asset 
Backed Securites (ABS), die erst durch die Finanzmarktkrise in den Fokus der Öffentlichkeit gerückt sind, ab-
gesichert38. 
 
3. Liquiditätsrisiken 
Unter einem Liquiditätsrisiko wird die durch Fälligkeitsunterschiede bei Ein- und Auszahlungen verursachte 
Verschlechterung der Zahlungsfähigkeit verstanden39. Liquiditätsrisiken können weiter unterteilt werden in Re-
finanzierungsrisiken, Terminrisiken und Abrufrisiken.  
Ein Refinanzierungsrisiko kann beispielsweise dann auftreten, wenn die vereinbarten Kapitalbindungsfristen auf 
der Aktivseite länger sind als auf der Passivseite, so dass eine Deckungslücke besteht.  
Ein Terminrisiko liegt vor, wenn sich die vereinbarten Zahlungseingänge verzögern und es dadurch zu einem 
Liquiditätsengpass kommt. Analog dazu beschreibt das Abrufrisiko die Gefahr, dass zugesagte Kredite unerwar-
tet abgerufen werden40. 
 
4. Operative Risiken 
Operative Risiken, die auch als Betriebsrisiken oder operationelle Risiken bezeichnet werden, basieren auf der 
Unangemessenheit oder dem Versagen von internen Verfahren, Systemen oder einzelnen Personen41. Operative 
Risiken können oft durch geeignete Prozesse und Kontrollen verringert werden. 
                                               
 
33  Barckow, Bilanzierung v. derivaten Finanzinstrumenten (2004), S. 22. 
34  Stauber, Finanzinstrumente im IFRS-Abschluss von Nicht-Banken (2009), S. 18. 
35  Die schlechtere Bonität führt zu einem Risikoaufschlag und somit zu einem niedrigeren Markwert. Vgl. Stauber, Finanzinstrumente 
im IFRS-Abschluss von Nicht-Banken (2009), S. 18. 
36  Stauber, Finanzinstrumente im IFRS-Abschluss von Nicht-Banken (2009), S. 264. 
37  Vgl. Stauber, Finanzinstrumente im IFRS-Abschluss von Nicht-Banken (2009), S. 19. 
38  Vgl. Teicher, Die Konstruktion von Kreditderivaten (2009), S. 15; Morgenson, NYT, 27.02.2010, S. BU1. 
39  Barckow, Bilanzierung v. derivaten Finanzinstrumenten (2004), S. 23. 
40  Barckow, Bilanzierung v. derivaten Finanzinstrumenten (2004), S. 23 Fn. 100. 
41  Vgl. Barckow, Bilanzierung v. derivaten Finanzinstrumenten (2004), S. 24; Kaiser/Köhne, Operationelle Risiken in Finanzinstituten 
(2007), S. 13. 
  
 
18 
 
IV. Risikomanagement 
Das unternehmensinterne Risikomanagement hat die Aufgabe, die Risiken, denen das Unternehmen ausgesetzt 
ist, zu überwachen, zu messen, zu bewerten und zu steuern42. Die Aufgabe besteht somit nicht in der grundsätz-
lichen Vermeidung von Risiken sondern lediglich in der Verminderung von Risiken, die den erwarteten Nutzen 
übersteigen43. Risikomanagement ist keine Aufgabe, die gelegentlich ausgeführt wird, sondern ein fortlaufender 
Prozess. Der Risikomanagementprozess besteht aus den Schritten Risikoidentifikation, Risikobewertung, Risi-
kosteuerung und Risikokontrolle.  
 
Abbildung 3: Der Risikomanagementprozess 
Quelle:  In Anlehnung an Beinert44 
 
Während der Risikoidentifikation werden die vorhandenen Einzelrisiken zunächst identifiziert und ggf. Risiko-
gruppen zugeordnet. Die anschließende Risikobewertung dient der Quantifizierung möglicher durch das Risiko 
verursachter Schäden. Ein üblicher Bewertungsansatz ist das Value-at-Risk-Konzept. Hierbei wird die Risi-
koposition mit dem Verlustbetrag bewertet, der bei einer vorgegebenen Wahrscheinlichkeit innerhalb eines vor-
geschriebenen Zeitraums nicht überschritten wird45. Beispielsweise bedeutet ein Value-at-Risk von 5 Mio. EUR 
bei einer Haltedauer von einem Monat und einem Konfidenzniveau von 97,5%, dass der Verlust der Risikoposi-
tion innerhalb eines Monates einen Betrag von 5 Mio. EUR mit einer Wahrscheinlichkeit von 97,5% nicht über-
steigen wird. 
Im Rahmen der Risikosteuerung werden abhängig von der Risikoart, der Risikobewertung und dem angestreb-
ten Risiko-Rendite-Verhältnis geeignete Maßnahmen durchgeführt46. Mögliche Maßnahmen sind beispielsweise 
die Risikostreuung, also die Reduktion des Gesamtrisikos durch möglichst verschiedenartige Einzelrisiken, so-
wie die Risikoübernahme, also das bewusste Eingehen von Risiken um damit verbundene Ertragschancen zu 
nutzen. Die Absicherung von Risiken durch Sicherungsgeschäfte ist eine weitere übliche Maßnahme der Risi-
kosteuerung47.  
Der letzte Schritt im Risikomanagementprozess ist die Risikokontrolle. Hierbei wird überprüft, ob die in der 
Risikosteuerung durchgeführten Maßnahmen wirksam waren. 
                                               
 
42  Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 29. 
43  Beinert in Reichling, Risikomanagement (2003), S. 26. 
44  Beinert in Reichling, Risikomanagement (2003), S. 27. 
45  Beinert in Reichling, Risikomanagement (2003), S. 27. 
46  Vgl. Beinert in Reichling, Risikomanagement (2003), S. 27 
47  Vgl. Beinert in Reichling, Risikomanagement (2003), S. 35; Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 
30. 
Risikoidentifikation
RisikobewertungRisikosteuerung
Risikokontrolle
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In Deutschland ist seit Einführung von § 91 Abs. 2 AktG, durch das Gesetz zur Kontrolle und Transparenz im 
Unternehmensbereich (KonTraG), die Etablierung eines Risikofrüherkennungssystems zumindest für Aktienge-
sellschaften verpflichtend vorgeschrieben48. Es wird jedoch kein vollständiges Risikomanagementsystem gefor-
dert49. Auch für andere Kapitalgesellschaften und bestimmte Personengesellschaften besteht zumindest indirekt 
die Pflicht, Risikomanagement zu betreiben bzw. ein Risikomanagementsystem einzuführen.  Denn laut § 289 
Abs. 2 Nr. 2 HGB sind Unternehmen verpflichtet, die Risikomanagementziele und Methoden im Lagebericht 
anzugeben50. Der Gesetzgeber geht also davon aus, dass die Unternehmen Risikomanagement betreiben. Wie 
das Risikomanagementsystem aufgebaut sein soll, wird allerdings nicht spezifiziert. Lediglich für Institute der 
Finanzwirtschaft existiert mit § 25a Abs. 1 KWG eine Spezialvorschrift, die konkrete Anforderungen nennt, die 
das interne Risikomanagement erfüllen muss51. Auch das Rundschreiben der BaFin über die Mindestanforde-
rungen an das Risikomanagement (MaRisk) enthält konkrete Anforderungen an das Risikomanagement bei Fi-
nanzinstituten52. 
 
V. Arten von Sicherungsgeschäften 
Sicherungsgeschäfte lassen sich nach verschiedenen Kriterien kategorisieren. Besonders verbreitet ist die Kate-
gorisierung nach dem Umfang der Grundgeschäfte53.  
 
Abbildung 4: Arten von Sicherungsbeziehungen 
Quelle:   In Anlehnung an Barckow54 
                                               
 
48  Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 30; Schäfer/Zeller, BB 2009, 1706, 1706. 
49  Schäfer/Zeller, BB 2009, 1706, 1707. 
50  Vgl. Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 30. 
51  Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 30; Schäfer/Zeller, BB 2009, 1706, 1707. 
52  Aktuelle Fassung: Rundschreiben 15/2009 (BA) vom 14. August 2009 (BA 54-FR 2210-2008/0001); Vlg. Schäfer/Zeller, BB 2009, 
1706, 1709. 
53  Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 31. 
54  Barckow, Bilanzierung v. derivaten Finanzinstrumenten (2004), S. 26. 
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1. Umfang der Grundgeschäfte 
Ein Mikro-Hedge bezeichnet eine Sicherung eines einzelnen Grundgeschäftes durch ein Sicherungsgeschäft. 
Werden hingegen zwei oder mehrere Grundgeschäfte zusammengefasst und gemeinsam abgesichert, so spricht 
man von einem Makro-Hedge. Bei dieser Form der Sicherung wird nur die sogenannte Nettorisikoposition, die 
sich aus der Differenz der Grundgeschäfte ergibt, durch ein oder mehrere Sicherungsgeschäfte abgesichert55. Ein 
solcher Makro-Hedge könnte z.B. eingesetzt werden, wenn in Fall 1 neben der Kaufverpflichtung auch eine 
Forderung in US-Dollar bestehen würde. Die beiden Geschäfte können dann zusammengefasst und gemeinsam 
abgesichert werden. In einem solchen Szenario gleichen sich die Wechselkursänderungen der Forderungen und 
Verbindlichkeiten zumindest teilweise aus. Lediglich für die Differenz aus beiden Positionen müsste ein Siche-
rungsgeschäft abgeschlossen werden56. 
Eine weitere Form der Sicherung ist der Portfolio-Hedge, dieser beschreibt nach Ansicht einiger Autoren die 
Zusammenfassung von Finanzinstrumenten bei Kreditinstituten zu einem Portfolio und deren gemeinsame Ab-
sicherung57. Teilweise wird jedoch auch die Auffassung vertreten, dass Makro- und Portfolio-Hedge als syno-
nym anzusehen sind58. Um für Klarheit in der Bezeichnung zu sorgen, empfiehlt es sich, die Absicherung von 
Handelsbeständen bei Kreditinstituten als Portfolio-Handels-Hedge zu bezeichnen. Eine präzisere Bezeichnung 
ist auch geboten, da die Gesetzesbegründung zum BilMoG  ein Portfolio-Hedge als eine Sicherung der Risiken 
mehrerer gleichartiger Grundgeschäfte beschreibt59. Diese Definition wird auch im Rahmen dieser Arbeit ver-
wendet. Demnach ist ein Portfolio-Hedge ein spezieller Makro-Hedge, der die Gleichartigkeit der Grundge-
schäfte voraussetzt60. Allgemein können in Makro-Hedges auch verschiedenartige Geschäfte unter Beachtung 
der kompensierenden Wirkung zusammengefasst werden. 
 
2. Identität der Basis 
Wenn Grund- und Sicherungsgeschäfte die gleiche Basis besitzen, wird die zugrunde liegende Sicherungsbezie-
hung als pure Hedge bezeichnet61. Eine Absicherung einer Forderung in US-Dollar durch ein US-Dollar Devi-
sentermingeschäft ist ein typisches Beispiel für eine solche Basisidentität. Bei einem cross Hedge hingegen wird 
das Grundgeschäft nicht durch ein Sicherungsgeschäft mit identischer, sondern lediglich ähnlicher Basis gesi-
chert. Die Basis des Grundgeschäftes muss also auf Veränderungen des Marktpreises ähnlich reagieren wie die 
Basis des Sicherungsgeschäftes62.   
Absicherungen durch pure Hedges sind prinzipiell zuverlässiger, als solche durch cross Hedges, da die Identität 
der Basis zu entgegengesetzten Risiken auf beiden Seiten führt63. Bei cross Hedges ist eine perfekte Sicherung 
hingegen nur schwer zu erreichen, da sich beide Basen trotz der Ähnlichkeit in verschiedene Richtungen entwi-
                                               
 
55  Kraft/Bischoff, Zur Problematik von Bewertungseinheiten (2008), S. 177. 
56  Vgl. Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 32. 
57  Vgl. Prahl/Naumann, Financial Instruments (2000), S. 119; Kraft/Bischoff, Zur Problematik von Bewertungseinheiten (2008), S. 
177. 
58  Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 36. 
59  Vgl. Begr. RegE BilMoG BT-Drucks. 16/10067 (30.07.2008), S. 58; Kraft/Bischoff, Zur Problematik von Bewertungseinheiten 
(2008), S. 178. 
60  So auch: Barckow, Bilanzierung v. derivaten Finanzinstrumenten (2004), S. S. 27. 
61  Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 40; Barckow, Bilanzierung v. derivaten Finanzinstrumenten 
(2004), S. 28. 
62  Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 40. 
63  Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 40. 
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ckeln können. Cross Hedges finden vor allem in Fällen Verwendung, in denen keine Sicherungsinstrumente mit 
gleicher Basis existieren64. Typisch sind hierfür Zinsabsicherungen, da die Marktwerte von Zinstiteln von ver-
schiedensten Faktoren abhängen, so dass es nur schwer möglich ist Sicherungsinstrumente zu finden, die alle 
Faktoren abbilden65.  
 
3. Frequenz der Absicherung 
Ein weiteres Unterscheidungskriterium für Sicherungsstrategien ist die Veränderlichkeit der Sicherung. Ob die 
Sicherungsbeziehung während der Sicherungsdauer Veränderungen unterliegt, hängt davon ab, ob durch einma-
liges Absichern ein Kompensationseffekt erreicht werden kann, der von Dauer ist oder, ob regelmäßig Anpas-
sungen der Absicherung durchgeführt werden müssen. Im ersten Fall spricht man von einem statischen Hedge66. 
Eine solch statische Sicherungsbeziehung ist in der Regel nur bei Mikro-Hedges möglich, wenn sich die Verän-
derungen beider Geschäfte über die Laufzeit gut kompensieren. Im Rahmen von Makro-Hedges und Portfolio-
Hedges ist es hingegen schwierig eine konstante Absicherung zu erzielen. Das liegt zum einen daran, dass sich 
die Nettorisikoposition im Zeitverlauf verändern kann und zum anderen daran, dass sich die Gruppe der Grund-
geschäfte ändern kann, z.B. weil neue Geschäfte abgeschlossen werden67. In einem solchen Fall ist es notwen-
dig, die Wirkung der Absicherung mit regelmäßiger Frequenz zu überprüfen und ggf. anzupassen. Diese Vorge-
hensweise wird als dynamisches Hedging bzw. „hedge and watch“ bezeichnet68. 
 
4. Zeitpunkt der Absicherung 
Wird eine Sicherungsbeziehung zum Entstehungszeitpunkt des Grundgeschäftes oder zu einem späteren Zeit-
punkt abgeschlossen, so spricht man von einem Bestands-Hedge oder Cash-Hedge69. Ein Beispiel hierfür ist in 
Fall 1 gegeben. Soll dagegen ein zukünftiges Geschäft abgesichert werden, spricht man von einem antizipativen 
Hedge. Wird beispielsweise eine Transaktion in fremder Währung geplant, so kann der Wechselkurs durch den 
Abschluss eines antizipativen Hedges bis zum Kauftermin gehalten werden. Auch das in Fall 2 skizzierte Bei-
spiel eines geplanten Wertpapierkaufs ist eine Form des antizipativen Hedgings. Eine antizipative Absicherung 
dient, wie man sieht, nicht der Absicherung realer Verluste, sondern der Absicherung von Opportunitätsverlus-
ten, also Verlusten, die entstehen würden wenn das Grundgeschäft zum Sicherungszeitpunkt nicht geplant, son-
dern bereits abgeschlossen wäre70. Aus diesem Grund ist die Bilanzierung derartiger Absicherungen auch höchst 
umstritten, wie der weitere Verlauf der Arbeit zeigen wird. 
 
                                               
 
64  Barckow, Bilanzierung v. derivaten Finanzinstrumenten (2004), S. 28. 
65  Faktoren sind u.a die Bonität des Schuldners und die Restlaufzeit. Vgl. Barckow, Bilanzierung v. derivaten Finanzinstrumenten 
(2004), S. 28. 
66  Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 41. 
67  Vgl. Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 41; Barckow, Bilanzierung v. derivaten Finanzinstru-
menten (2004), S. 29. 
68  Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 41. 
69  Die Bezeichnung Cash-Hedge ist die geläufigere. Vgl. Barckow, Bilanzierung v. derivaten Finanzinstrumenten (2004), S.29. 
70  Vgl. Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 42. 
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C. Notwendigkeit von Bewertungseinheiten 
Bevor erörtert werden kann, wie Bewertungseinheiten innerhalb der Bilanz abzubilden sind, soll nachfolgend 
geklärt werden, wie die grundsätzlichen Regelungen zur Bilanzierung von Finanzinstrumenten aussehen und 
welche bilanziellen Folgen ein Verzicht auf die Bildung von Bewertungseinheiten hätte. Es soll also untersucht 
werden, weshalb besondere Regelungen für die Bilanzierung von Sicherungsgeschäften notwendig sind.  
 
I. Bilanzielle Erfassung (derivater) Finanzinstrumente nach dem HGB 
 
1. Imparitätische Einzelbewertung im Sinne der GoB 
Für Bilanzpositionen, für die es keine Reglungen in den speziellen Vorschriften des HGB gibt, ist unter Berück-
sichtigung des handelsrechtlichen Sinn und Zwecks auf die allgemeinen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung (GoB) zurückzugreifen71. Die GoB bilden sowohl die Grundlage für die handelsrechtliche Bilanzierung 
nach § 243 Abs. 1 HGB als auch für die steuerrechtliche Gewinnermittlung nach § 5 Abs. 1 S. 1 EStG72. Durch 
die Bildung von Bewertungseinheiten kommt es zum Teil zu einer Abweichung von den GoB. Gleichzeitig 
kann die Bildung von Bewertungseinheiten auch durch die GoB geboten sein73.  
Bewertungseinheiten stehen vor allem mit dem Vorsichts-, Realisations-, Imparitäts- und Einzelbewertungs-
prinzip in Konflikt.74 Auch das Prinzip der Nichtbilanzierung schwebender Geschäfte wird insbesondere bei der 
Bildung von antizipativen Bewertungseinheiten verletzt. 
Wenn jedoch die Aufgaben des Jahresabschlusses betrachtet werden, nämlich die Rechenschafts-, die Ge-
winnermittlungs-, die Ausschüttungsbemessungs-, die Gläubigerschutz- und die Informationsfunktion75, dann 
kann die Bildung von Bewertungseinheiten durchaus geboten sein76. 
Nachfolgend werden die GoB aufgeführt, die für eine Einzelbewertung von Sicherungsbeziehungen relevant 
sind77. 
 
 
a)  Vorsichtsprinzip 
Nach § 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB ist vorsichtig zu bewerten. Das Vorsichtsprinzip ist ein übergeordneter Grundsatz 
aus dem sich das Imparitätsprinzip und das Realisationsprinzip ergeben78. Unter dem Primat des Gläubiger-
schutzes soll mit dem Vorsichtsprinzip ein möglichst risikoarmer Gewinnausweis erfolgen. Das Vorsichtsprin-
                                               
 
71  Hier wird der deduktiven Methode gefolgt. Vgl. Förschle/Usinger in Beck Bil-Komm., HGB § 243 Rn. 18; Ballwieser in MüKo-
HGB § 243 Rn. 7. 
72  Vgl. Birk, Steuerrecht (2009), § 5, Rn. 819. 
73  Vgl. Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 164. 
74  Böcking/Löw/Wohlmannstetter in MüKo-HGB § 340e Rn. 88. 
75  Winkeljohann/Schellhorn  in Beck Bil-Komm., HGB § 264 Rn. 35. 
76  Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 164 
77  Auf eine vollständige Darstellung aller GoB wird im Rahmen dieser Arbeit verzichtet. Ausführlicher in: Weber-Grellet, Bilanzsteuer-
recht (2008), S. 24; Thiel/Lüdtke-Handjery, Bilanzrecht (2005), § 4 Rn 332. 
78  Winkeljohann/Büssow in Beck Bil-Komm., HGB § 252 Rn. 29; Thiel/Lüdtke-Handjery, Bilanzrecht (2005), § 4 Rn. 352; Weber-
Grellet, Bilanzsteuerrecht (2008), S. 29. 
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zip sieht vor, alle vorhersehbaren Risiken bei der Bilanzierung zu berücksichtigen und die Gläubiger somit vor 
Verlusten zu schützen. Da eine vorsichtige Bilanzierung nicht im Ermessen des Bilanzierenden liegen kann, 
sind die Ausprägungen des Vorsichtsprinzips nicht als Wahlrechte, sondern als Gebote zu verstehen79. 
 
b)  Imparitätsprinzip 
Das Imparitätsprinzip (von lateinisch „impar“: „ungleich“) fordert, dass positive Ergebnisbeiträge anders be-
handelt werden als negative Ergebnisbeiträge.80 Positive Ergebnisbeiträge müssen sowohl verursacht als auch 
realisiert sein. Wohingegen negative Beiträge bereits dann zu erfassen sind, wenn diese lediglich verursacht, 
jedoch noch nicht realisiert wurden. Für Fall 1 müsste unter der Annahme,  dass keine Bewertungseinheit gebil-
det wird, ein erwarteter Wertverlust aus dem Devisentermingeschäft erfasst werden, ein erwarteter Gewinn je-
doch nicht81.  
 
c)  Realisationsprinzip 
Ein Gewinnausweis darf nach dem Realisationsprinzip erst nach einem Leistungstausch erfolgen82. Eine reine 
Wertsteigerung, die nicht durch einen Umsatzprozess realisiert wurde, darf nicht ausgewiesen werden. Wert-
steigerungen, die über die fortgeführten Anschaffungs- oder Herstellungskosten hinaus gehen, sind nicht zu 
erfassen83. 
 
d) Einzelbewertungsprinzip 
Auch der Grundsatz der Einzelbewertung kann als eine Ausprägung des Vorsichtsprinzips angesehen werden.84 
Dieser Grundsatz ist in § 252 Abs. 1 Nr. 3 HGB kodifiziert und besagt, dass die Vermögensgegenstände und 
Schulden einzeln zu bewerten sind. Einige Regelungen des HGB gestatten eine Abweichung vom Grundsatz der 
Einzelbewertung, indem beispielsweise auf Fest- oder Gruppenbewertung oder bestimmte Verbrauchsfolgever-
fahren zurückgegriffen wird85. 
 
e) Bilanzierungsverbot für schwebende Geschäfte 
Als schwebend bezeichnet man einen zweiseitigen verpflichtender Vertrag, der auf einen Leistungsaustausch 
gerichtet ist und bei dem der zur Sach- oder Dienstleistung Verpflichtete seine Leistung noch nicht erbracht hat. 
Gemäß dem Prinzip der wirtschaftlichen Verursachung werden Ansprüche aus dem Vertrag erst bei Erfüllung 
bilanziert. Im Falle eines drohenden Verlustes aus einem schwebenden Geschäft muss entsprechend dem Impa-
ritätsprinzip eine Rückstellung gebildet werden86.   
                                               
 
79  Vgl. Ballwieser in MüKom-HGB, § 252 Rn. 59. 
80  Thiel/Lüdtke-Handjery, Bilanzrecht (2005), § 4 Rn. 366. 
81  Vgl. Abschnitt C.III. 
82  Weber-Grellet, Bilanzsteuerrecht, (2008), S. 30; Thiel/Lüdtke-Handjery, Bilanzrecht (2005), § 4 Rn. 356. 
83  Vgl. Weber-Grellet, Bilanzsteuerrecht, (2008), S. 30. 
84  Thiel/Lüdtke-Handjery, Bilanzrecht (2005), § 4  Rn. 353. 
85  §§ 240 Abs. 3 u. 4, 256 HGB. 
86  Weber-Grellet, Bilanzsteuerrecht, (2008), S. 34. 
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2. Spezifische Regelungen für Finanzinstrumente 
Spezifische Regelungen, wie Finanzinstrumente zu bilanzieren sind, existieren im HGB ausschließlich für Kre-
ditinstitute. Finanzinstrumente im Handelsbestand von Kreditinstituten oder Finanzdienstleistungsinstituten sind 
seit dem BilMoG zum beizulegenden Zeitwert abzüglich eines Risikoabschlags zu bewerten87. 
Für alle übrigen Unternehmen ist es aufgrund fehlender Bilanzierungs-Regeln richtig, unter Berücksichtigung 
der oben vorgestellten GoB, auf die allgemeinen Bewertungsvorschriften zurückzugreifen88. Folglich sind Fi-
nanzinstrumente grundsätzlich einzeln und vorsichtig zu bewerten. Abhängig von der Frage, ob es sich um Fi-
nanzinstrumente des Anlage- oder Umlaufvermögens handelt, ist unterschiedlich zu bewerten. Für aktive Finan-
zinstrumente im Anlagevermögen gilt das gemilderte Niederstwertprinzip, für solche im Umlaufvermögen das 
strenge Niederstwertprinzip.89 Im Gegensatz zu anderen Vermögensgegenständen besteht für Finanzanlagen 
gem. § 253 Abs. 3 Satz 4 HGB, auch bei vorübergehender Wertminderung, ein Abschreibungswahlrecht90. Für 
drohende Verluste im Zusammenhang mit derivaten Finanzinstrumenten muss gemäß § 249 Abs. 1 Satz 1 HGB 
eine Rückstellung gebildet werden91. 
Darüber hinaus regelt das HGB, dass besondere Angaben über Finanzinstrumente in den Anhang des Jahresab-
schlusses aufzunehmen sind. 
 
II. Bilanzielle Erfassung (derivater) Finanzinstrumente nach IAS/IFRS 
 
1. Bilanzgrundsätze in IAS/IFRS 
Bedingt durch den Aufbau der IAS/IFRS existieren in diesem Regelwerk keine mit den GoB vergleichbaren 
Regeln92. Im deutschen Handelsrecht sollen mit einer möglichst geringen Anzahl allgemeiner Normen konkrete 
Fälle gelöst werden. Im Gegensatz dazu sind die internationalen Rechnungslegungsstandards als Case Law aus-
gestaltet, um für viele Einzelfälle konkrete Vorschriften zu erfassen93. Die Grundsätze der IAS/IFRS Standards 
werden im Framework des IASB erfasst. Das Framework selbst stellt allerdings selbst keinen Standard dar, 
sondern gibt nur den Rahmen vor, in dem sich die Standards bewegen sollen94. Das Framework beschreibt u.a. 
qualitative Anforderungen und Nebenbedingungen für Abschlussinformationen. Als qualitative Anforderungen 
werden Verständlichkeit, Relevanz, Verlässlichkeit und Vergleichbarkeit genannt95. Für die Anforderungen 
Relevanz und Verlässlichkeit werden zusätzlich drei Nebenbedingungen formuliert. Die im Framework formu-
lierten Grundsätze überschreiben allerdings nicht die Aussagen der einzelnen Standards. Die Grundsätze stellen 
nur die vom IASB identifizierten Vorraussetzungen dar, um das Ziel des Jahresabschlusses, die Bereitstellung 
                                               
 
87  § 340 e Abs. 3 S. 1 HGB. 
88  Vgl. Böcking/Löw/Wohlmannstetter in MüKo-HGB § 340e, Rn. 88.; Coenenberg/Haller/Schultze, Jahresabschluss und Jahresab-
schlussanalyse (2009), S. 246. 
89  Vgl. Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen (2009), S. 318; Kozikowski/Roscher/Schramm in Beck Bil-Komm., HGB § 253 Rn. 1. 
90  Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen (2009), S. 318; Quick/Wolz, Bilanzierung in Fällen (2009), S. 80. 
91  Coenenberg/Haller/Schultze, Jahresabschluss und Jahresabschlussanalyse (2009), S. 279. 
92  Vgl. Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen (2009), S. 144. 
93  Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 86. 
94  Kampmann/Schwedler in Buschhüte/Striegel, Internationale Rechnungslegung (2009), § 3 Rn. 33. 
95  Ausführlicher in: Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen (2009), S. 145; Kampmann/Schwedler in Buschhüte/Striegel, Internationale Rech-
nungslegung (2009), § 3 Rn. 48; Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. S. 92. 
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entscheidungsrelevanter Informationen, zu erreichen96. Eine Anwendung der einzelnen Standards führt also 
nach Meinung des IASB in der Regel zu einem Abschluss. der den Grundsätzen entspricht97. 
 
a) Fair Presentation 
Eine herausragende Stellung im Normengefüge von IAS/IFRS hat der Grundsatz der Fair Presentation98. Wäh-
rend das HGB sehr stark vom Gedanken des Gläubigerschutzes geprägt ist und deshalb dem Vorsichtsprinzip 
eine besondere Stellung einräumt, ist in IAS/IFRS der Grundsatz der Fair Presentation von besonderer Bedeu-
tung. Die Bilanzierung soll so erfolgen, dass die tatsächlichen Verhältnisse des Unternehmens dargestellt wer-
den99. Die Anwendung der einzelnen IFRS, gegebenenfalls ergänzt um zusätzliche Angaben, führt im Regelfall 
zu einem Abschluss, der einer Fair Presentation entspricht100. Es kann jedoch Fälle geben, in denen sich der 
Abschlussersteller über Einzelregelungen hinweg setzen muss, um eine Fair Presentation zu erreichen101. Ob-
wohl auch § 264 Abs 2 Satz 1 HGB ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage fordert, geht die Regelung in IAS 1.17 deutlich darüber hinaus, weil es sich hierbei um 
ein sog. overriding principle, also eine Generalklausel handelt102. 
 
b) Einzelbewertung 
Der Einzelbewertungsgrundsatz wird im IASB Framework nicht direkt genannt. Dennoch kann aus den Formu-
lierungen geschlossen werden, dass die Einzelbewertung grundsätzlich für die IAS/IFRS gilt.103 Beispielsweise 
ist in F.83 davon die Rede, dass dem Unternehmen ein mit dem Posten (the item) verbundener wirtschaftlicher 
Nutzen zufließt.104 Ein weiteres Beispiel ist die Formulierung in IAS 2.29, nach welcher Vorräte einzeln (item 
by item) abzuwerten sind.105 
 
2. Spezifische Regelungen für Finanzinstrumente 
Im Unterschied zum HGB geben die internationalen Rechnungslegungsstandards explizit vor, wie Finanzin-
strumente zu bewerten sind. Finanzinstrumente können gemäß IAS 39.9 in vier Kategorien eingeteilt werden, 
von denen auch die Bewertung abhängt106.  
• Die Kategorie Finanzinstrumente, die erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert bewertet werden 
(financial assets at fair value through profit or loss) umfasst zwei verschiedene Arten von Finanzinstrumen-
ten.  Zwingend dieser Kategorie zuzuordnen sind Finanzinstrumente des Handelsbestands (held for trading). 
                                               
 
96  Vgl. IASB F.24. 
97  Vgl. Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 98. 
98  IASB F.46; IAS 1.15. 
99  Vgl. Obst in Buschhüte/Striegel, Internationale Rechnungslegung (2009), § 4 Rn. 4. 
100  Vgl. IAS 1.13. 
101  IAS 1.17; Wawrzinek in Beck`sches IFRS-Handbuch (2009), § 2 Rn. 14. 
102  Bohl/Mangliers in Beck`sches IFRS-Handbuch (2006), § 2 Rn. 7. 
103  Heno, Jahresabschluss (2006), S. 84; Wawrzinek in Beck`sches IFRS-Handbuch (2009), § 2 Rn. 52. 
104  IASB F.83. 
105  IAS 2.29. 
106  Pellens/Fülbier/Gassen/Sellhorn, Internationale Rechnungslegung (2008), S. 542. 
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Für bestimmte andere Finanzinstrumente (Designated at fair value) besteht ein Wahlrecht  des Bilanzieren-
den, ob die Finanzinstrumente dieser Kategorie zugeordnet werden107.  
• Bei bis zur Endfälligkeit gehaltenen Finanzinvestitionen (held-to-maturity investments) müssen sämtli-
che Zahlungen fest oder klar bestimmbar sein und das Unternehmen muss die Absicht haben, die Vermö-
genswerte bis zum Laufzeitende zu behalten. Außerdem darf es sich nicht um Ausleihungen oder Forderun-
gen handeln108.  
• Bei Krediten und Forderungen (loans and receivables) handelt es sich um Ausleihungen mit festen oder 
klar bestimmbaren Zahlungen, die nicht an einem aktiven Markt notiert sind109.  
• Als zur Veräußerung verfügbare finanzielle Vermögenswerte (available-for-sale financial assets) wer-
den alle Finanzinstrumente klassifiziert, die keiner der anderen Kategorien zugeordnet wurden110. 
 
Sämtliche Finanzinstrumente werden beim Erwerb grundsätzlich mit dem Fair Value bewertet. Der Wertmaß-
stab der Folgebewertung ist abhängig von der Kategorisierung der Finanzinstrumente111. Außerdem muss zwi-
schen finanziellen Vermögenswerten und finanziellen Verbindlichkeiten unterschieden werden. 
Finanzielle Vermögenswerte der Kategorien „loans and receivables“  und „held-to-maturity investments“ wer-
den zu ihren fortgeführten Anschaffungskosten bewertet112. Für alle anderen finanziellen Vermögenswerte ist 
eine Fair Value Bewertung durchzuführen, es sei denn, es  handelt sich um Eigenkapitaltitel, für welche kein 
Preis auf einem aktiven Markt existiert oder für die sich der Fair Value nicht verlässlich bestimmen lässt. Die 
genannten Eigenkapitaltitel oder Derivate auf solche Eigenkapitaltitel sind zu ihren Anschaffungskosten zu be-
werten113. 
Auch wenn bei Vermögenswerten der Kategorien „financial assets at fair value through profit or loss” und 
„available-for-sale financial assets“ der Fair Value als Wertmaßstab anzusetzen ist, so gibt es dennoch Unter-
schiede in der Bilanzierung, nämlich hinsichtlich der Auswirkungen auf die GuV. Finanzinstrumente der ersten 
Kategorie werden sowohl bei positiven als auch bei negativen Wertänderungen erfolgswirksam über die GuV 
gebucht. Wohingegen Wertänderungen bei Vermögenswerten aus der Kategorie „available-for-sale“ erfolgs-
neutral in einer Neubewertungsrücklage im Eigenkapital berücksichtigt werden114. 
Finanzielle Verbindlichkeiten können, soweit es sich um Finanzinstrumente des Handelsbestands oder um Ver-
bindlichkeiten handelt, die freiwillig zum Fair Value bilanziert werden, nur der ersten Kategorie zugeordnet 
werden. Alle anderen Verbindlichkeiten werden gesondert erfasst (other financial liablities) und mit den fortge-
führten Anschaffungskosten bewertet115. 
 
                                               
 
107  Ausführlicher in: Pellens/Fülbier/Gassen/Sellhorn, Internationale Rechnungslegung (2008), S. 543. 
108  Pellens/Fülbier/Gassen/Sellhorn, Internationale Rechnungslegung (2008), S. 544. 
109  Pellens/Fülbier/Gassen/Sellhorn, Internationale Rechnungslegung (2008), S. 544. 
110  Pellens/Fülbier/Gassen/Sellhorn, Internationale Rechnungslegung (2008), S. 546. 
111  Pellens/Fülbier/Gassen/Sellhorn, Internationale Rechnungslegung (2008), S. 542; Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge 
accounting (2006), S. 143. 
112  Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 143. 
113  Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 143. 
114  Barz/Eckes/Weigel, IFRS für Banken (2008), S. 346; Pellens/Fülbier/Gassen/Sellhorn, Internationale Rechnungslegung (2008), S. 
549. 
115  Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 152. 
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III. Implikationen für die Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen 
Würde bei der Bilanzierung von Sicherungsgeschäften eine Einzelbewertung nach den in den Abschnitten C.I - 
C.II aufgeführten Regelungen angewandt, so müsste oftmals ein Verlust ausgewiesen werden, der niemals ein-
treten wird116. In IAS/IFRS kann es auch vorkommen, dass Gewinne ausgewiesen werden, die nicht bestehen. 
Um diese Effekte zu verdeutlichen wird die Einzelbewertung auf Fall 1 angewandt. 
Der Kaufvertrag ist ein schwebendes Geschäft und als solches grundsätzlich nicht bilanzierungsfähig117. Eine Aus-
nahme vom Bilanzierungsverbot für schwebende Geschäfte stellen in IFRS die Derivate dar118. Somit ist das Devi-
sentermingeschäft ein Finanzinstrument des Handelsbestandes und als solches nach IAS/IFRS zwingend der Kate-
gorie „financial assets at fair value through profit or loss” zuzuordnen. 
 
1. Wertsteigerung des Grundgeschäftes 
Wenn sich nun gemäß Szenario 1 der Euro-Wechselkurs auf 2,00 USD ändert, würde das dazu führen, dass der 
Marktwert des Devisentermingeschäftes sinkt119. Diese Marktwertänderung wäre erfolgswirksam zu erfassen. 
Die gegenläufige Wertänderung der Zahlungsverpflichtung würde hingegen nicht erfasst. 
Datum Konto Soll Haben 
31.12.2009 Sonstige betriebliche Aufwendungen 25.000  
 Derivat  25.000 
 
Das gleiche Bild ergibt sich nach dem HGB. Die Wertsteigerung des Grundgeschäftes darf aufgrund des Reali-
sationsprinzips nicht erfasst werden120. Für den drohenden Verlust aus dem Sicherungsgeschäft, also dem Deri-
vat, muss jedoch eine Rückstellung gemäß § 249 Abs. 1 HGB gebildet werden. 
Am 01.06.2010 wird in Fall 1 der Vertrag erfüllt. Gleichzeitig läuft das Sicherungsgeschäft aus. Da der Kurs sich 
wieder dem ursprünglichen Kurs angenähert hat, muss in IAS/IFRS der Wert des Derivates an den Fair Value ange-
passt werden. 
Datum Konto Soll Haben 
01.06.2010 Derivat 18.750  
 Sonstige betriebliche Erträge  18.750 
 
Das Termingeschäft wird am 01.06.2010 fällig. Da das Derivat aber immer noch einen negativen Wert hat, entsteht 
daraus eine Verbindlichkeit121. 
                                               
 
116  Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 159 und S. 210; Kraft/Bischoff, Zur Problematik von Be-
wertungseinheiten (2008), S.173; Küting/Cassel, KoR 2008, 769, 770. 
117  Zülch/Hendler, Bilanzierung nach International Financial Reporting Standards (2009), S. 341; Kuhn/Scharpf, Rechnungslegung von 
Financial Instruments (2006), S. 354. 
118  Zülch/Hendler, Bilanzierung nach International Financial Reporting Standards (2009), S. 341. 
119  Vgl. Kuhn/Scharpf, Rechnungslegung von Financial Instruments (2006), 354. 
120  § 253 Abs. 1 Nr. 4 HGB. 
121  Vgl. Brötzmann, Bilanzierung von güterwirtschaftlichen Sicherungsbez. (2004), S. 85. 
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Datum Konto Soll Haben 
01.06.2010 Derivat  6.250  
 Verbindlichkeit  6.250 
 
Gleichzeitig ist der Wareneingang zu buchen. Die Waren sind dabei mit den Anschaffungskosten zu bewerten122. Das 
Unternehmen musste insgesamt 100.000 EUR für die Beschaffung der Waren ausgeben, denn auch die Kosten der 
Absicherung, die hier 6.250 EUR betragen, müssen berücksichtigt werden123. Die Differenz zwischen dem Buchwert 
der Waren und der Verbindlichkeit gegenüber dem Lieferanten wird als sonstiger betrieblicher Ertrag erfasst. 
Datum Konto Soll Haben 
01.06.2010 Waren 100.000  
 Verbindlichkeiten a. LuL.  93.750 
 Sonstige betriebliche Erträge  6.250 
 
Datum Konto Soll Haben 
01.06.2010 Verbindlichkeiten a. LuL. 93.750  
 Bank  93.750 
 
Wie das Beispiel zeigt, gleichen sich die Verluste und Gewinne über die Laufzeit der Sicherungsbeziehung aus. Das 
Periodenergebnis zeigte am 31.12.2009 einen Aufwand von 25.000 EUR, am Ende der Sicherungsbeziehung ent-
steht jedoch ein Ertrag von 25.000 EUR. Die Einzelbewertung von Grund- und Sicherungsgeschäft führt also zu 
einer falschen Periodenabgrenzung124.  
 
2. Wertverlust des Grundgeschäftes 
Nun soll in Szenario 2 eine Kursänderung des Euros auf 1,20 USD zum 31.12.2009 betrachtet werden. Im Falle 
eines nun vorliegenden drohenden Verlustes des Grundgeschäftes führt die Bilanzierung zu unterschiedlichen 
Ergebnissen in IAS/IFRS und HGB. Zunächst soll die Bilanzierung in IAS/IFRS betrachtet werden. Da es sich 
im konkreten Fall bei dem Grundgeschäft nicht um einen belastenden Vertrag gemäß der Vorschriften in IAS 
37.66 handeln dürfte, können keine Rückstellungen gebildet werden125. Um die Verpflichtung als belastenden 
Vertrag zu klassifizieren, müsste diese zu unvermeidbaren Kosten führen, die auch auf dem Absatzmarkt nicht 
neutralisiert werden können. Das schwebende Grundgeschäft wird also auch in diesem Szenario nicht in der 
IAS/IFRS-Bilanz erfasst.  
                                               
 
122  Vgl. Coenenberg/Haller/Schultze, Jahresabschluss und Jahresabschlussanalyse (2009), S. 209; Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen 
(2009), S.347. 
123  Vgl. Küting/Cassel, KoR 2008, 769, 779. 
124  Vgl. Böcking/Löw/Wohlmannstetter in MüKo-HGB § 340e Rn. 86. 
125  Vgl. Hebestreit/Schrimpf-Dörges in Beck`sches IFRS-Handbuch (2009), § 13 Rn. 104; Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen (2009), S. 
449. 
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Das Derivat ist ein Finanzinstrument des Handelsbestandes und wird zum Fair Value bewertet. Die positive 
Wertänderung des Sicherungsgeschäftes kann also erfolgswirksam gebucht werden. 
Datum Konto Soll Haben 
31.12.2009 Derivat 25.000  
 Sonstige Betriebliche Erträge  25.000 
 
In diesem Fall wird also ein Gewinn ausgewiesen, der überhaupt nicht erzielt wurde. Ein anderes Bild ergibt 
sich in der HGB-Bilanz. Für den drohenden Verlust aus dem schwebenden Grundgeschäft muss im HGB gemäß 
§ 249 Abs. 1 HGB eine Drohverlustrückstellung gebildet werden126. Auf eine Abzinsung der Rückstellung wird 
im vorliegenden Fall verzichtet, weil die Restlaufzeit der Rückstellung weniger als ein Jahr beträgt127. 
Datum Konto Soll Haben 
31.12.2009 Sonstige betriebliche Aufwendungen 25.000  
 Drohverlustrückstellung  25.000 
 
Das zur Absicherung verwendete Derivat stellt im deutschen Handelsrecht auch nur ein schwebendes Geschäft 
dar128. Die positive Wertänderung wird aufgrund des Realisationsprinzips nicht erfasst.  
Während nach IAS/IFRS ein nicht existierender Gewinn ausgewiesen wird, führt die Bilanzierung nach HGB 
zum Ausweis eines nicht existierenden Verlusts. 
Zum 01.06.2010 beträgt der Euro-Kurs 1,60 USD und notiert damit sogar höher als am 01.10.2009. Aufgrund 
der Unterschiede in den Bilanzen des Jahres 2009 in IAS/IFRS und HGB muss nun mit verschiedenen Werten 
weitergerechnet werden. In IAS/IFRS muss das Derivat weiter mit dem Fair Value bewertet werden. Durch die 
Verschlechterung des Dollar-Kurses muss das Derivat abgewertet werden. 
Datum Konto Soll Haben 
01.06.2010 Sonstige betriebliche Aufwendungen 31.250  
 Derivat  31.250 
 
Die gleichzeitig eintretende Wertsteigerung des Grundgeschäftes wird nicht erfasst. Das Derivat hat einen Wert 
von -6.250 EUR und wird deshalb zum Erfüllungszeitpunkt als Verbindlichkeit erfasst. 
Datum Konto Soll Haben 
01.06.2010 Derivat  6.250  
 Verbindlichkeit  6.250 
 
                                               
 
126  Vgl. Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen (2009), S. 650. 
127  Vgl. Kozikowski/Schubert in Beck Bil-Komm., HGB § 253 Rn. 175. 
128  Vgl. Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen (2009), S. 333. 
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Der durch das Derivat verursachte Verlust wird ausgeglichen, sobald die Waren eingebucht werden. Die Waren 
werden wie im vorherigen Szenario wieder mit den Anschaffungskosten angesetzt. Die Differenz zwischen An-
schaffungskosten und Verbindlichkeiten gegenüber dem Lieferanten wird als Ertrag verbucht.  
Datum Konto Soll Haben 
01.06.2010 Waren 100.000  
 Verbindlichkeiten a. LuL.  93.750 
 Sonstige Betriebliche Erträge  6.250 
 
Insgesamt verursacht die Sicherungsbeziehung in der IFRS Bilanz des Jahres 2010 also einen Aufwand von 
25.000 EUR. Somit wird auch hier der falsche Ertrag des vorherigen Geschäftsjahres ausgeglichen. 
Datum Konto Soll Haben 
01.06.2010 Verbindlichkeiten a. LuL. 93.750  
 Bank  93.750 
 
Nach dem HGB sind in 2010 andere Buchungen notwendig. In 2009 wurde eine Drohverlustrückstellung für das 
Grundgeschäft gebildet.  Da zum Erfüllungszeitpunkt des Geschäfts kein Verlust droht, muss die Rückstellung 
erfolgswirksam aufgelöst werden129. Die Waren werden auch hier mit den Anschaffungskosten angesetzt. 
Datum Konto Soll Haben 
01.06.2010 Drohverlustrückstellung 25.000  
 Waren 100.000  
 Verbindlichkeiten a. LuL.  93.750 
 Sonstige Betriebliche Erträge  31.250 
 
Aus dem Termingeschäft entsteht auch in diesem Szenario eine Verbindlichkeit. 
Datum Konto Soll Haben 
01.06.2010 Sonstige Betriebliche Aufwendungen 6.250  
 Verbindlichkeiten a. Termingeschäft  6.250 
 
Am Ende des Termingeschäftes steht hier ein Ertrag von 25.000 EUR, der den vorangegangen Aufwand aus-
gleicht. 
 
Wie an dem Beispiel deutlich wurde, kann eine Einzelbewertung von Sicherungsbeziehungen zu einer Bilanzie-
rung führen, die nicht der wirtschaftlichen Lage entspricht. Nach einer dem HGB folgenden Einzelbewertung 
                                               
 
129  Vgl. Reiner/Haußer in MüKo-HGB § 275 HGB Rn. 36. 
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kann es nur zu einem falschen Verlustausweis kommen. Dieses Ergebnis wäre unter Berücksichtigung des Vor-
sichtsprinzips vielleicht noch vertretbar. Bei einer Bilanzierung nach IAS/IFRS kann es dagegen auch zu einem 
falschen Gewinnausweis kommen. Daher ist die Notwendigkeit einer  speziellen Regelung für Sicherungsbezie-
hungen in diesem Rechnungslegungsstandard noch dringender geboten130. 
Die Bilanzierung des in Fall 2 dargestellten Sachverhalts verläuft ähnlich zu Fall 1. Jedoch kann der geplante 
Aktienkauf weder nach HGB noch nach IAS/IFRS in der Bilanz berücksichtigt werden. Es ist also lediglich die 
Wertentwicklung des DAX-Futures zu bilanzieren. Das Future ist, synchron zu dem Devisentermingeschäft aus 
Fall 1, im HGB als schwebendes Geschäft und in IAS/IFRS zum Fair Value zu bilanzieren131. 
 
3. Gründe der falschen Darstellung 
Sowohl in IFRS als auch im HGB führt die Einzelabbildung von Grund- und Sicherungsgeschäft oft zu Auswir-
kungen auf die Bilanz, die nicht der tatsächlichen Lage entsprechen. Solche Effekte werden dadurch hervorgeru-
fen, dass Grund- und Sicherungsgeschäft unterschiedlich bilanziert werden und deshalb die sich real ausglei-
chenden Wertänderungen nicht zu einem Ausgleich innerhalb der Bilanz führen. Wie in Fall 1 gezeigt, kann die 
Ursache hierfür darin liegen, dass eines der Grundgeschäfte überhaupt nicht bilanziert werden darf. Oft ist die 
Ursache aber ein unterschiedlicher Wertmaßstab bei beiden Geschäften. In IFRS resultiert dieser unterschiedli-
che Maßstab aus dem Mixed-Model-Ansatz, also der unterschiedlichen Bewertung verschiedener Formen von 
Finanzinstrumenten. Die oft als Sicherungsgeschäft verwendeten Derivate sind stets der Kategorie „at fair valu-
e“ zuzuordnen und als solche erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert zu bewerten. Marktpreisänderungen 
haben hier also stets einen Einfluss auf Bilanz und GuV. Wenn das Grundgeschäft zu einer Kategorie gehört, 
die zu fortgeführten Anschaffungskosten bewertet wird, haben Marktpreisänderungen des Grundgeschäftes kei-
nen Einfluss auf Bilanz oder GuV. Außerdem ist es möglich, dass entweder das Grund- oder das Sicherungsge-
schäft in die Kategorie available for sale fallen und somit zwar einen Einfluss auf die Bilanz haben, nicht aber 
auf die GuV. Somit ist in IFRS ein Ausgleich der gegensätzlichen Wertänderungen immer genau dann nicht 
gegeben, wenn eine Position, die zum Fair Value bewertet wird, mit einer anderen Position, die nicht  zum Fair 
Value bewertet wird, eine Sicherungsbeziehung bildet132. 
In IFRS existiert getrennt von den Sonderregeln für das Hedge-Accounting, auf die im weiteren Verlauf der 
Arbeit eingegangen wird, mit der Fair Value Option eine weitere Möglichkeit, einen Ausgleich zwischen beiden 
Geschäften abzubilden133. Die Fair Value Option erlaubt es unter bestimmten Voraussetzungen134 jedes Finan-
zinstrument zum beizulegenden Zeitwert zu bewerten. Um diese Option nutzen zu können, müssen die jeweili-
gen Finanzinstrumente bereits zum Zugangszeitpunkt der Kategorie „at fair value“ zugeordnet werden135. Die 
Möglichkeit später auf eine Fair Value Bewertung zu wechseln um einen ggf. neu entstanden Sicherungszu-
sammenhang abzubilden, besteht nicht136. 
Auch im HGB führt eine strenge Einzelbewertung oft dazu, dass Grund- und Sicherungsgeschäft mit unter-
schiedlichen Werten in die Bilanz einfließen, obwohl sie sich eigentlich ausgleichen. Im HGB resultieren diese 
                                               
 
130  Allerdings können ähnliche Effekte auch durch die Fair Value Option erzielt werden. Vgl. Schwarz, Derivative Finanzinstrumente 
und hedge accounting (2006), S. 212. 
131  Vgl. Conenberg/Haller/Schulze 2009 S. 282. 
132  Vgl. Eckes/Barz/Bäthe-Guski/Weigel, Die Bank 2004, 416, 416. 
133  Wagenhofer, Internationale Rechnungslegungsstandards (2009), S. 348. 
134  Ausführlicher in: Barz/Eckes/Weigel, IFRS für Banken (2008), S. 299. 
135  Barz/Eckes/Weigel, IFRS für Banken (2008), S. 299; Wagenhofer, Internationale Rechnungslegungsstandards (2009), S. 348. 
136  Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 212. 
  
 
32 
 
Unterschiede nicht aus verschiedenen Bewertungskategorien, sondern aus dem Imparitätsprinzip. Während eine 
positive Wertänderung als unrealisierter Gewinn gilt, der nicht ausgewiesen werden darf, ist eine negative Än-
derung aufgrund des Verlustantizipationsprinzips auszuweisen137. Falls es sich bei dem Sicherungsinstrument 
um ein Derivat handelt, so ist bei einer negativen Entwicklung eine Drohverlustrückstellung zu bilden, eine 
positive Entwicklung hat dagegen keine Auswirkung auf das Derivat. Hier wird ein Unterschied zwischen der 
Bilanzierung nach HGB und IFRS deutlich. In IFRS werden Derivate zum Fair Value bewertet und haben dabei 
sowohl bei Wertsteigerungen als auch bei Wertverlusten einen Einfluss auf Bilanz und GuV138. Im HGB hinge-
gen können nur negative Wertänderungen des Derivats einen Einfluss auf die Bilanzierung haben139.  
Nach dem HGB führt die Einzelbewertung somit unabhängig davon, ob die negative Wertänderung im Grund 
oder im Sicherungsgeschäft stattfindet, zu einem Verlustausweis, der erst zu einem späteren Zeitpunkt ausgegli-
chen wird140. Bei einer Wertsteigerung des Grundgeschäftes und einer damit einhergehenden Wertminderung 
des Sicherungsgeschäftes erleidet der sichernde Unternehmer einen Nachteil gegenüber einem, der auf den Ab-
schluss eines Sicherungsgeschäftes verzichtet. Um solche Anomalien zu vermeiden sind spezielle Regelungen 
für die Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen (engl. hedge accounting) notwendig. 
 
                                               
 
137  Es sei denn, es handelt sich um einen Vermögensgegenstand des Anlagevermögens dessen Wertminderung voraussichtlich nicht von 
Dauer ist. Vgl. Thiel/Lüdtke-Handjery, Bilanzrecht (2005), § 4 Rn. 367. 
138  Vgl. Flintrop in Beck`sches IFRS-Handbuch (2009), § 23 Rn. 35. 
139  Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 108. 
140  Böcking/Löw/Wohlmannstetter in MüKo-HGB § 340e Rn. 86. 
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D. Die Bildung von Bewertungseinheiten nach HGB und IAS/IFRS 
Erst durch die Bildung von Bewertungseinheiten, also die zusammengefasste Bilanzierung von Grund- und Si-
cherungsgeschäft, entsteht eine Bilanz die einem True and Fair View entspricht141. IAS 39 regelt hauptsächlich 
in den Paragraphen 71 – 102, wie Sicherungsgeschäfte zu bilanzieren sind. Im HGB war lange keine spezielle 
Regelung vorhanden, dennoch war die Bildung von sogenannten kompensatorischen Bewertungseinheiten zur 
Abbildung von Sicherungszusammenhängen üblich142. Dass Bewertungseinheiten in deutschen Bilanzen bereits 
vor dem BilMoG üblich waren, wird auch in § 5 Abs.  1a S. 2 EStG deutlich, denn das Steuerrecht verwies be-
reits auf die nach handelsrechtlicher Rechnungslegung gebildeten Bewertungseinheiten, bevor diese im HGB 
spezifiziert waren. 
 
I. Arten 
IAS 39 unterscheidet drei Arten von Sicherungsbeziehungen: den Fair Value-Hedge, den Cashflow-Hedge und 
den Hedge of a net investment in a foreign operation. Wobei der letzt genannte lediglich die Vorschriften des 
IAS 21 erweitert und ähnlich wie ein Cashflow-Hedge zu behandeln ist143. Auch in § 254 HGB wird zwischen 
der Absicherung von Wertänderungen (Fair Value-Hedge) und der Absicherung von Zahlungsströmen (Cash-
flow-Hedge) unterschieden.  
  
1. Fair Value-Hedge 
Ein Fair Value-Hedge dient zur Absicherung eines bilanzierten Vermögenswertes, einer bilanzierten Verbind-
lichkeit oder einer nicht bilanzierbaren Verpflichtung gegen Änderungen des beizulegenden Zeitwertes144. Nach 
der IAS Definition müssen die Änderungen des Fair Values auf ein bestimmtes Risiko zurückzuführen sein, 
welches Auswirkungen auf den Gewinn oder Verlust haben könnte145. 
Ein typisches Beispiel für einen Fair Value-Hedge ist die Absicherung einer fest verzinslichen Forderung bzw. 
Verbindlichkeit gegen Änderungen des Marktzinses. Aber auch das in Fall 1 angeführte Beispiel kann als Fair 
Value-Hedge bilanziert werden, da es sich hier um eine verbindliche Zusage handelt, welche Wertschwankun-
gen unterliegt146. Für diesen speziellen Fall in dem das Währungsrisiko einer festen Verbindlichkeit abgesichert 
wird, besteht nach IAS 39 ein Wahlrecht, ob ein Fair Value-Hedge oder ein Cashflow-Hedge gebildet wird147. 
Der in Fall 2 dargestellte Sachverhalt ist hingegen kein Fair Value-Hedge, da es sich bei der angesprochenen 
Kaufabsicht für Wertpapiere nicht um einen Vermögenswert, eine Verbindlichkeit oder ein Verpflichtung han-
delt. 
 
                                               
 
141  Schmidt, BB 2009, 882, 883. 
142  Kraft/Bischoff, Zur Problematik von Bewertungseinheiten (2008), S. 175. 
143  Kuhn/Scharpf, Rechnungslegung von Financial Instruments (2006), S. 356. 
144  Kuhn/Scharpf, Rechnungslegung von Financial Instruments (2006), S. 355. 
145  IAS 39.86(a). 
146  Vgl. Wagenhofer, Internationale Rechnungslegungsstandards (2009), S. 352. 
147  IAS 39.87. 
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2. Cashflow-Hedge 
Ein Cashflow-Hedge wird zur Absicherung von Cashflow-Schwankungen eingesetzt148.  Das Ziel liegt wiede-
rum in der Absicherung von finanziellen Risiken, jedoch beziehen sich die Risiken bei dieser Form der Absiche-
rung nicht direkt auf Wertänderungen des Grundgeschäfts, sondern auf die mit dem Grundgeschäft verbundenen 
Zahlungsströme149. Als Grundgeschäfte können  bilanzierte Vermögenswerte und Verbindlichkeiten sowie ge-
plante, hochwahrscheinliche zukünftige Transaktionen eingesetzt werden.  
Die Absicherung eines variabel verzinslichen Darlehens durch einen Zinsswap, durch den variabel Zinszahlun-
gen gegen feste Zinszahlungen getauscht werden, ist ein typisches Beispiel für einen Cashflow-Hedge150. Für 
Fall 1 besteht wie gesagt nach IAS 39.87 die Option diesen als Cashflow-Hedge zu bilanzieren. Auch Fall 2 
könnte unter diesen Sicherungstyp fallen, soweit es sich bei dem geplanten Wertpapierkauf um eine hochwahr-
scheinliche zukünftige Transaktion handelt151. Jedoch wird nicht weiter ausgeführt, welche Sachverhalte als 
hochwahrscheinlich anzusehen sind152.  
 
3. Net Investment-Hedge 
Die Absicherung einer Nettoinvestition in eine wirtschaftlich selbständige Teileinheit im Ausland gemäß IAS 
21 ist eine weitere in IAS 39 genannte Art von Sicherungsbeziehungen153. Die Nettoinvestition in eine wirt-
schaftlich selbstständige Teileinheit wird dabei als der Anteil des berichtenden Unternehmens am Nettovermö-
gen der Teileinheit (bzw. Gesellschaft) definiert154. Die Bilanzierung in solchen Fällen entspricht weitestgehend 
der Bilanzierung bei Cashflow-Hedges155.  
 
II. Grundgeschäfte 
Als sicherbare Grundgeschäfte (hedged items) nennt IAS 39 bilanzierte Vermögenswerte und Verbindlichkeiten 
sowie nicht bilanzwirksame feste Verpflichtungen. Bei diesen Positionen muss es sich nicht um finanzielle Pos-
ten handeln. Bei Cashflow-Hedges kommen auch mit hoher Wahrscheinlichkeit eintretende Geschäftsvorfälle 
als Grundgeschäft in Frage. Außerdem können Nettoinvestitionen in einen ausländischen Geschäftsbetrieb ein 
Grundgeschäft darstellen. Um einen Bilanzposten als Grundgeschäft zu verwenden ist es notwendig, dass dieser 
Risiken enthält, die Einfluss auf das Geschäftsergebnis haben156. 
In § 254 HGB werden Vermögensgegenstände, Schulden, schwebende Geschäfte oder mit hoher Wahrschein-
lichkeit erwartete Transaktionen als sicherbare Grundgeschäfte genannt. Das HGB folgt hinsichtlich der Zuläs-
sigkeit der Grundgeschäfte den Vorschriften aus IAS 39 fast wörtlich157. Vor dem BilMoG haben viele Autoren 
die Ansicht vertreten, dass antizipative Hedges unzulässig sind und erwartete Geschäftsvorfälle somit nicht si-
                                               
 
148  Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 214; Kuhn/Scharpf, Rechnungslegung von Financial In-
struments (2006), S. 356. 
149  Barz/Eckes/Weigel, IFRS für Banken (2008), S. 500; Wagenhofer, Internationale Rechnungslegungsstandards (2009), S. 355. 
150  Wagenhofer, Internationale Rechnungslegungsstandards (2009), S. 354. 
151  Wagenhofer, Internationale Rechnungslegungsstandards (2009), S. 355. 
152  Mehr dazu in Abschnitt D.II. 
153  IAS 39.86; Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen (2009), S. 656; Barz/Eckes/Weigel, IFRS für Banken (2008), S. 500. 
154  Vlg. IAS 21.8. 
155  Auf diese spezielle Form von Sicherungsbeziehungen wird hier nicht weiter eingegangen. Vgl.: IAS 39.102. 
156  Kuhn/Scharpf, Rechnungslegung von Financial Instruments (2006), S. 377. 
157  Schmidt, BB 2009, 882, 883. 
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cherungsfähig sind158. Diese Auffassung muss nun aufgegeben werden. Was unter mit hoher Wahrscheinlichkeit 
eintretenden Positionen zu verstehen ist, wird in der Gesetzesbegründung näher erläutert159. Die Eintrittswahr-
scheinlichkeit muss so hoch sein, dass allenfalls außergewöhnliche Umstände außerhalb des Einflussbereichs 
des Unternehmens dem Abschluss der Transaktion entgegenstehen160. Zur Feststellung, ob eine antizipative 
Bewertungseinheit gebildet werden darf, sind auch die vorhergesagten Transaktionen aus der Vergangenheit zu 
betrachten161. Wurden prognostizierte Geschäfte nicht ausgeführt, so ergeben sich dadurch Zweifel für zukünfti-
ge Prognosen162. Eine angemessene Dokumentation soll die Nachvollziehbarkeit der Sicherungsbeziehungen 
sicherstellen163. 
Für Fall 2 ist es fraglich ob die Transaktion hoch wahrscheinlich ist. Wenn man davon ausgeht, dass ähnliche 
Transaktionen in der Vergangenheit tatsächlich durchgeführt wurden und auch eine angemessene Dokumentati-
on vorliegt, bleibt die Prüfung, ob lediglich außergewöhnliche Umstände die Transaktion verhindern können. 
Dies ist zu verneinen, da das Unternehmen einfach auf den Wertpapierkauf verzichten könnte. Der geplante 
Wertpapierkauf stellt somit kein sicherbares Grundgeschäft dar. Dennoch ist fraglich, welche wahrscheinlichen 
Transaktionen in die Bewertungseinheit einbezogen werden können164. Häufig wird eine geplante Beschaffung 
von notwendigen Produktionsmitteln als Beispiel angegeben165. Aufgrund einer fehlenden Objektivierbarkeit 
tragen antizipative Bewertungseinheiten sowohl im HGB- als auch im IAS/IFRS-Abschluss ein erhebliches 
Manipulationspotential in sich166. 
 
III. Sicherungsinstrumente 
Als Sicherungsinstrumente sind nach IAS 39.72 grundsätzlich nur Derivate zugelassen. Nicht-derivate finanziel-
le Vermögenswerte oder Verbindlichkeiten können nur dann als Sicherungsinstrumente herangezogen werden, 
wenn sie zur Absicherung von Währungsrisiken dienen167.  Eine Ausnahme besteht für geschriebene Optionen. 
Diese sind beim Stillhalter nicht zur Sicherung erlaubt, da dieser keinen Einfluss auf die Vertragserfüllung 
hat168. 
 Es ist nicht nötig, dass das Sicherungsinstrument erst zum Zweck der Absicherung erworben wird. Auch bereits 
im Unternehmen befindliche Derivate können als Sicherungsinstrument eingesetzt werden. Jedoch besteht die 
Bewertungseinheit erst ab dem Zeitpunkt, ab dem das Derivat als Sicherungsinstrument designiert wird169.  Eine 
rückwirkende Sicherung ist nicht möglich. 
                                               
 
158  Vgl. Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 176; Hayn/Waldersee/Benzel, HGB, HGB-BilMoG, 
Steuerbilanz im Vergleich (2009), S. 118. 
159  Vgl. Begr. RegE BilMoG BT-Drucks. 16/10067 (30.07.2008), S. 58. 
160  Begr. RegE BilMoG BT-Drucks. 16/10067 (30.07.2008), S. 58; Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen (2009), S. 651. 
161  Begr. RegE BilMoG BT-Drucks. 16/10067 (30.07.2008), S.58. 
162  Vgl. Schmidt, BB 2009, 882, 883. 
163  Vgl. Schmidt, BB 2009, 882, 883. 
164  Kraft/Bischoff, Zur Problematik von Bewertungseinheiten (2008), S. 182. 
165  Vgl. Schmidt, BB 2009, 882, 883; Kraft/Bischoff, Zur Problematik von Bewertungseinheiten (2008), S. 181. 
166  Vgl. Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 216. 
167  IAS 39.72; Kuhn/Scharpf, Rechnungslegung von Financial Instruments (2006), S. 358; Barz/Eckes/Weigel, IFRS für Banken (2008), 
S. 504. 
168  IAS 39.AG94; Kuhn/Scharpf, Rechnungslegung von Financial Instruments (2006), S. 358; Schwarz, Derivative Finanzinstrumente 
und hedge accounting (2006), S. 222. 
169  Kuhn/Scharpf, Rechnungslegung von Financial Instruments (2006), S. 358. 
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Die Möglichkeit, den Fair Value zuverlässig zu ermitteln, ist Voraussetzung, um ein Derivat als Sicherungs-
instrument einzusetzen170. Besteht diese Möglichkeit nicht, so darf das Derivat nicht in eine Sicherungsbezie-
hung einbezogen werden.171 Dies gilt z.B. für Derivate, die sich auf nicht notierte Eigenkapitalinstrumente be-
ziehen172. Insbesondere können Derivate auf eigene Eigenkapitalinstrumente nicht zur Sicherung verwendet 
werden173. 
Interne Geschäfte können grundsätzlich nicht als Sicherungsinstrumente dienen, da nach IAS 39.73 nur solche 
Finanzinstrumente als Sicherungsinstrument designiert werden können, an denen eine nicht zum Unternehmen 
gehörende externe Partei involviert ist174. 
Gemäß §254 Abs. 1 S. 1 HGB sind im deutschen Bilanzrecht ausschließlich Finanzinstrumente als Sicherungs-
instrument zugelassen. Somit geht der Kreis der erlaubten Sicherungsinstrumente über die Vorschriften aus IAS 
39 hinaus. In der Begründung zum BilMoG wird darauf hingewiesen, dass eine Beschränkung auf Derivate 
nicht angebracht ist, da für die Absicherung von Währungsrisiken regelmäßig andere Finanzinstrumente einge-
setzt werden175. Aus dieser Feststellung kann man schließen, dass der Gesetzgeber keine Abweichung, sondern 
eine Annährung an die IFRS in dieser Frage beabsichtigt. Ob auch außerhalb von Währungsrisiken nicht-
derivate Finanzinstrumente verwendet werden können, ist zumindest fraglich. Da der Gesetzgeber ein Anpas-
sung an die geltende Praxis bezweckt, diese jedoch durch IAS 39 geprägt ist, sollten Bilanzierende in einem 
solchen Fall eher auf die Verwendung originärer Finanzinstrumente verzichten. In § 254 Satz 2 HGB wird er-
läutert, dass unter die zulässigen Finanzinstrumente auch Warentermingeschäfte fallen. Dadurch sind als Siche-
rungsinstrumente nicht nur solche Derivate erlaubt, deren Basiswert ein Finanzinstrument ist, sondern auch 
solche, die sich auf den Erwerb von Waren beziehen176. Auch diese  Auffassung steht im Einklang mit IAS 
39177.  
 
IV. Voraussetzungen 
Auch bei den formalen und materiellen Voraussetzungen für die Bildung von Bewertungseinheiten, sind zwi-
schen HGB und IAS 39 keine Unterschiede festzustellen. Es werden in der Literatur drei Anforderungen ge-
nannt, die eine Bewertungseinheit in beiden Rechnungslegungswelten erfüllen muss178. 
 
1. Vorliegen vergleichbarer Risiken 
Um Grund- und Sicherungsgeschäft zusammenschließen zu können, muss eine hohe Effektivität der Siche-
rungsbeziehung zu erwarten sein179. Diese Effektivität sollte ihre Ursache in den sich ausgleichenden Risiken 
beider Geschäfte haben. In der Literatur hat sich hierzu der Begriff „prospektive Effektivität“ etabliert.  
                                               
 
170  Kuhn/Scharpf, Rechnungslegung von Financial Instruments (2006), S. 358. 
171  Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 223. 
172  Vgl. Kuhn/Scharpf, Rechnungslegung von Financial Instruments (2006), S. 358. 
173  IAS 39.AG97; vgl. Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 223. 
174  IAS 39.73; vgl. Barz/Eckes/Weigel, IFRS für Banken (2008), S. 503. 
175  Begr. RegE BilMoG BT-Drucks. 16/10067 (30.07.2008), S.58. 
176  Vgl. Schmidt, BB 2009, 882, 884.. 
177  Vgl. Schmidt, BB 2009, 882, 884. 
178  Vgl für HGB: Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen (2009), S. 651; Schmidt, BB 2009, 882, 885; 
      Vgl für IFRS: Kuhn/Scharpf, Rechnungslegung von Financial Instruments (2006), S. 406; Schwarz, Derivative Finanzinstrumente 
und hedge accounting (2006), S. 230. 
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Mit welchem Verfahren zu messen ist, ob die Geschäfte einem vergleichbaren Risiko unterliegen, das zu gegen-
läufigen Wertänderungen führt, wird in beiden Standards nicht explizit festgelegt. In IAS 39 werden jedoch der 
Vergleich bisheriger Wertänderungen oder eine statistische Messung der Korrelation als Möglichkeiten für ei-
nen Effektivitätstest genannt180. In Fall 2 bestand zum Zeitpunkt, an dem die Sicherungsbeziehung abgeschlos-
sen wurde, eine hohe Korrelation zwischen Grund- und Sicherungsgeschäft, wie die Kursverläufe in Abbildung 
1 zeigen. 
 
2. Wirksamkeit der Sicherungsbeziehung 
Die Effektivität der Sicherungsbeziehung muss nicht nur zu erwarten sein, es ist zusätzlich erforderlich, dass die 
Sicherungsbeziehung für jede Berichtsperiode nachträglich überprüft und als hoch wirksam eingestuft wird181. 
Hierbei wird auch von „retrospektiver Effektivität“ gesprochen182. Um die Wirksamkeit retrospektiv festzustel-
len, werden die eingetretenen Wertänderungen von Grund- und Sicherungsgeschäft miteinander verglichen. 
Dies setzt insbesondere voraus, dass sich die beizulegenden Zeitwerte beider Geschäfte verlässlich bestimmen 
lassen183. Zum Nachweis der Effektivität wird in beiden Rechnungslegungswelten häufig die Dollar offset-
Methode verwendet184. Bei dieser Methode wird zu jedem Bilanzstichtag die Effektivitätskennzahl als Verhält-
nis der Fair Values von Grund- und Sicherungsgeschäft bestimmt. Weil die Dollar offset-Methode sehr emp-
findlich auf kurzfristige Fair Value Schwankungen reagiert und deshalb dazu führen kann, dass bereits kleine 
Abweichungen des Fair Values eine Ineffektivität signalisieren, wird häufig auf statistische Verfahren zurück-
gegriffen, welche die Effektivität anhand eines langfristigen Trends messen185. Statistische Verfahren, wie die 
Regressionsanalyse geben lediglich an, ob die Sicherungsbeziehung noch den Effektivitätsanforderungen ge-
nügt. Um einen konkreten Wert für den ineffektiven Teil der Sicherungsbeziehung zu bestimmen, muss die 
Dollar offset-Methode verwendet werden186. 
Das Verhältnis der Wertänderungen muss gemäß IAS 39.105(b) zwischen 80% und 125% liegen. Wenn bei-
spielsweise das Grundgeschäft für das abgelaufene Geschäftsjahr einen Verlust von 120 EUR und das Siche-
rungsgeschäft einen Gewinn von 100 EUR aufweist, ergibt sich eine Effektivitätskennzahl von 100/120 = 83% 
(bzw. 120/100 = 120%), die Sicherung war also wirksam. Im deutschen Handelsrecht ist diese konkrete Grenze 
nicht vorgeschrieben. Die Literatur orientiert sich dennoch an der 80/125 Regel, wobei mitunter die Auffassung 
vertreten wird, dass Abweichungen durchaus zulässig sind.187  
In Fall 1 beträgt die Effektivität 100%, weil sich die beiden Geschäfte perfekt ausgleichen. Diese Effektivität ist 
jedoch nur durch die Annahme gleicher Zinsniveaus möglich188. In der Realität dürften perfekte Sicherungsbe-
ziehungen fast nie vorliegen. In Fall 2 kann der Anstieg des Grundgeschäftes am Bilanzstichtag nicht mehr 
                                                                                                                                                                
179  §254 Abs. 1 S. HGB; IAS 39.88(b); Vgl. Kuhn/Scharpf, Rechnungslegung von Financial Instruments (2006), S. 407; Schmidt, BB 
2009, 882, 885. 
180  IAS 39.AG 105(a). 
181  IAS 39.AG 106. 
182  Kuhn/Scharpf, Rechnungslegung von Financial Instruments (2006), S. 407. 
183  IAS 39.88(d). 
184  Kuhn/Scharpf, Rechnungslegung von Financial Instruments (2006), S. 426; Coenenberg/Haller/Schultze, Jahresabschluss und Jah-
resabschlussanalyse (2009), S. 291. 
185  Kuhn/Scharpf, Rechnungslegung von Financial Instruments (2006), S. 426. 
186  Kuhn/Scharpf, Rechnungslegung von Financial Instruments (2006), S. 429. 
187  Vgl. Küting/Cassel, KoR 2008, 769, 771; Schmidt, BB 2009, 882, 885. 
188  Küting/Cassel, KoR 2008, 769, 773. 
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durch das Sicherungsgeschäft ausgeglichen werden189. Im weiteren Verlauf wird angenommen dass die Effekti-
vität 90% beträgt. 
 
3. Dokumentation der Sicherungsabsicht 
Neben den oben aufgeführten Bedingungen ist es außerdem notwendig, dass der Bilanzierende die Absicht hat, 
eine Bewertungseinheit zu bilden. Das bloße Halten von Grund- und Sicherungsgeschäft reicht nicht aus190. 
Eine rückwirkende Bildung von Bewertungseinheiten ist dadurch ausgeschlossen. Zudem ist es erforderlich, 
dass die Sicherungsbeziehung bis zur Erreichung des Absicherungszwecks beibehalten wird191. Um die Siche-
rungsbeziehung und die mit dieser verbundenen Durchhalteabsicht nachzuweisen, schreiben die IFRS eine um-
fangreiche Dokumentation vor192. Im Rahmen dieser Dokumentation sind die Grund- und Sicherungsinstrumen-
te, die Art des Risikos, das Risikomanagement sowie die Methoden, mit denen die Wirksamkeit der Sicherung 
überprüft wird, zu nennen. Die Dokumentation muss zum Begin der Sicherungsbeziehung erfolgen. Bei Cash-
flow-Hedges ist zusätzlich zu dokumentieren, wie die Sicherungsinstrumente den einzelnen Zahlungsströmen 
zugeordnet werden193. 
In § 254 HGB wird eine Dokumentation der Sicherungsbeziehung nicht explizit gefordert. Weil die Rechtsfol-
gen von § 254 HGB nur eintreten, wenn sich die Risiken tatsächlich ausgleichen, impliziert dies laut Gesetzes-
begründung, dass der Risikoausgleich zu messen und zu dokumentieren ist194. Zudem soll die Dokumentation 
der missbräuchlichen, also nachträglichen Bildung von Bewertungseinheiten vorbeugen. 
In § 285 Nr. 23 HGB sind konkrete Vorschriften zu finden, wie Sicherungsbeziehungen im Anhang oder wahl-
weise im Lagebericht zu dokumentieren sind. Diese unterscheiden sich kaum von den Anforderungen nach IAS 
39.88(a). Es sind die abzusichernden Risiken, die Art der Bewertungseinheit sowie  die Messung der Wirksam-
keit anzugeben195. Bei antizipativen Bewertungseinheiten ist zusätzlich die „hohe Wahrscheinlichkeit“ zu erläu-
tern. Jedoch ist hierbei zu beachten, dass die Vorschriften des § 285 HGB nur für Kapitalgesellschaften gelten. 
Da auch Nicht-Kapitalgesellschaften das Recht haben, Bewertungseinheiten zu bilden, ergibt sich für diese ein 
Transparenzproblem196. 
 
V.  Buchungstechnik  
Soweit eine Sicherungsbeziehung im HGB Abschluss die obigen Anforderungen erfüllt, so sind als Rechtsfolge 
die Vorschriften zum Einzelbewertungsgrundsatz, zum Imparitätsprinzip, zum Anschaffungskostenprinzip und 
zur Bildung von Drohverlustrückstellungen nicht auf  Grund- und Sicherungsgeschäft anzuwenden197. 
In IAS 39 richtet sich die Behandlung der Sicherungsbeziehung nach  der Art der Absicherung, es ist also ent-
scheidend, ob es sich um einen Fair Value-Hedge, einen Cashflow-Hedge oder die Absicherung einer Nettoin-
                                               
 
189  Vgl. Abbildung 1. 
190  Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen (2009), S. 651. 
191  Küting/Stampa/Ellmann/Lauer, DST 2009, 715, 721. 
192  IAS 39.88(a). 
193  Kuhn/Scharpf, Rechnungslegung von Financial Instruments (2006), S. 406. 
194  Begr. RegE BilMoG BT-Drucks. 16/10067 (30.07.2008), S. 58- 
195  Genauer in: Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen (2009), S . 653. 
196  Patek, KoR 2008, 364, 367. 
197  § 254 HGB. 
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vestition in einem ausländischen Geschäftsbetrieb handelt. Das Resultat ist jedoch in jedem Fall, dass die sich 
ausgleichenden Wertänderungen auch im Rahmen der Bilanzierung berücksichtigt werden198. 
Prinzipiell können Bewertungseinheiten nach der Einfrierungsmethode oder der Durchbuchungsmethode bilan-
ziert werden199. Jedoch ist im Rahmen von IAS 39 nur die Durchbuchungsmethode üblich200. 
  
1. Einfrieren 
Bei der Einfrierungsmethode wird der wirksame Teil der Sicherungsbeziehung „eingefroren“, also nicht in der 
Bilanz oder der GuV abgebildet. Die Wertänderungen in Grund- und Sicherungsgeschäft sind dazu in einer Ne-
benrechnung zu erfassen und zu verrechnen201. Der ineffektive Teil der Sicherungsbeziehung, also der Anteil 
einer Wertänderung, welcher nicht durch das entgegengesetzte Geschäft kompensiert wird, muss entsprechend 
den grundsätzlichen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden behandelt werden202. 
Da sich in Fall 1 die Wertentwicklungen der beiden Geschäfte zu 100% ausgleichen, sind unabhängig davon, ob 
der Dollarkurs steigt oder fällt, am 31.12.2009 keine Buchungen für Grund- und Sicherungsgeschäfte notwen-
dig. Zum Erfüllungszeitpunkt sind die Waren mit dem durch die Absicherung erzielten Preis von 100.000 EUR 
einzubuchen203. Aufgrund des gesunkenen Dollar-Kurses muss das Devisentermingeschäft als Verbindlichkeit 
passiviert werden204.  
Datum Konto Soll Haben 
01.06.2010 Waren 100.000  
 Verbindlichkeiten a. LuL.  93.750 
 Verbindlichkeiten a. Termingeschäft  6.250 
 
Die Verbuchung von Fall 2 verläuft prinzipiell analog.205 Jedoch ist der ineffektive Teil der Bewertungseinheit 
handelsrechtlich nach den Vorschriften aus §§ 249, 253 HGB zu erfassen206. Es müsste also am 31.12.2009 eine 
Drohverlustrückstellung gebildet werden, weil durch den Kursanstieg der Wertpapiere ein Verlust aus dem Be-
schaffungsgeschäft droht, der nicht durch das Sicherungsgeschäft ausgeglichen wird207. In IAS 39 wird der inef-
fektive Teil ebenso wie der effektive Teil stets erfolgswirksam erfasst208. Der drohende Verlust muss also auch 
nach IAS/IFRS gebucht werden. 
 
                                               
 
198  Vgl. IAS 39.85. 
199  Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen (2009), S. 653; Küting/Cassel, KoR 2008, 769, 772; Schmidt, BB 2009, 882, 886. 
200  Küting/Cassel, KoR 2008, 769, 772. 
201  Schmidt, BB 2009, 882, 886. 
202  Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen (2009), S. 653. 
203  Vgl. Küting/Cassel, KoR 2008, 769, 777. 
204  Vgl. Küting/Cassel, KoR 2008, 769, 780. 
205  Voraussetzung ist jedoch die Zulässigkeit der Bewertungseinheit. Vgl. Abschnitte D.II – D.IV. 
206  Schmidt, BB 2009, 882, 886. 
207  Vgl. Küting/Cassel, KoR 2008, 769, 777. 
208  Vgl. IAS 39.89. 
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2. Durchbuchen 
Die Durchbuchungsmethode erfasst alle Wertänderungen von Grund- und Sicherungsgeschäften vollständig in 
der Bilanz209. Beide Geschäfte werden dabei stets mit ihrem Fair Value bewertet. Die Wertänderungen der bei-
den Geschäfte gleichen sich dabei aus. Probleme bei der Anwendung der  Durchbuchungsmethode treten auf, 
wenn das Grundgeschäft eine feste Verpflichtung ist, so wie in Fall 1. In diesem Fall muss die Verpflichtung, 
die eigentlich ein schwebendes Geschäft darstellt, als Vermögensgegenstand oder Schuld in der Bilanz erfasst 
werden210. 
Nachfolgend werden die Buchungen für Szenario 1 dargestellt, in dem der Dollar-Kurs fällt, wodurch der Euro-
Wert der Verpflichtung sinkt. Somit muss für die Verpflichtung ein Ertrag gebucht werden. Zu diesem Zweck 
wird ein künstlicher Aktivposten gebildet. 
Datum Konto Soll Haben 
31.12.2009 Aktivposten aus fester Verpflichtung 25.000  
 Sonstige betriebliche Erträge  25.000 
 
Gleichzeitig sinkt der Wert des sichernden Derivats. Hierfür ist ein Aufwand zu buchen. 
Datum Konto Soll Haben 
31.12.2009 Sonstige betriebliche Aufwendungen 25.000  
 Derivat  25.000 
 
Am 01.06.2010 beträgt der Euro-Wechselkurs 1,60 USD. Dadurch sinkt der Fair Value der Kaufverpflichtung 
während der Fair Value des Derivats ansteigt.  
Datum Konto Soll Haben 
01.06.2010 Sonstige betriebliche Aufwendungen 18.750  
 Aktivposten aus fester Verpflichtung  18.750 
 
Datum Konto Soll Haben 
31.06.2010 Derivat  18.750  
 Sonstige Betrieblichen Erträge  18.750 
 
Außerdem muss der Wareneingang gebucht und der temporär gebildete Aktivposten aufgelöst werden211. Zu-
dem entsteht eine Verbindlichkeit aus dem Devisentermingeschäft.  
 
                                               
 
209  Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen (2009), S. 653; Schmidt, BB 2009, 882, 886. 
210  Vgl. Küting/Cassel, KoR 2008, 769, 775. 
211 Vgl. Küting/Cassel, KoR 2008, 769, 779. 
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Datum Konto Soll Haben 
01.06.2010 Waren 100.000  
 Verbindlichkeiten a. LuL.  93.750 
 Aktivposten aus fester Verpflichtung  6.250 
 
Datum Konto Soll Haben 
01.06.2010 Derivat 6.250  
 Verbindlichkeiten a. Termingeschäft  6.250 
 
Ähnlich ist der Sachverhalt aus Szenario 2 zu verbuchen, in welchem der Dollarkurs steigt. Für das schwebende 
Beschaffungsgeschäft muss ein Aufwand ausgewiesen werden212. 
Datum Konto Soll Haben 
31.12.2009 Sonstige betriebliche Aufwendungen 25.000  
 Passivposten aus fester Verpflichtung  25.000 
 
Gleichzeitig wird ein Ertrag für das Devisentermingeschäft gebucht. 
Datum Konto Soll Haben 
31.12.2009 Derivat 25.000  
 Sonstige betrieblichen Erträge  25.000 
 
Am 01.06.2010 ist der Wechselkurs sogar über den ursprünglichen Kurs gestiegen. Das Tauschverhältnis be-
trägt 1,60 USD/EUR. Dadurch ist der Fair Value der Kaufverpflichtung gestiegen. Der Passivposten muss voll-
ständig aufgelöst werden und ein Aktivposten muss gebildet werden. 
Datum Konto Soll Haben 
01.06.2010 Passivposten aus fester Verpflichtung 25.000  
 Aktivposten aus fester Verpflichtung 6.250  
 Sonstige Betrieblichen Erträge  31.250 
 
Der Fair Value des Derivats wird mit folgender Buchung auf -6.250 EUR angepasst.  
 
 
                                               
 
212  Vgl. Küting/Cassel, KoR 2008, 769, 775. 
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Datum Konto Soll Haben 
01.06.2010 Sonstige Betriebliche Aufwendungen 31.250  
 Derivat  31.250 
 
Nun kann der Wareneingang gebucht und der temporär gebildete Aktivposten aufgelöst werden213. Außerdem 
entsteht eine Verbindlichkeit aus dem Devisentermingeschäft.  
Datum Konto Soll Haben 
01.06.2010 Waren 100.000  
 Verbindlichkeiten a. LuL.  93.750 
 Aktivposten aus fester Verpflichtung  6.250 
 
Datum Konto Soll Haben 
01.06.2010 Derivat 6.250  
 Verbindlichkeiten a. Termingeschäft  6.250 
 
Auf die Anwendung der Durchbuchungsmethode auf Fall 2 kann verzichtet werden, da diese analog verläuft.214 
Jedoch kann nach handelsrechtlicher Bilanzierung nur der effektive Teil der Sicherungsbeziehung erfolgswirk-
sam verbucht werden. Der ineffektive Teil ist in diesem Fall imparitätisch zu behandeln215.  
 
3. Die zu verwendende Methode 
Nach IAS 39.89 wird bei einem Fair Value-Hedge das Grundgeschäft und das Sicherungsgeschäft erfolgswirk-
sam zum  beizulegenden Zeitwert bilanziert. Die Probleme, die sich in IAS/IFRS durch die unterschiedlichen 
Bewertungsvorschriften ergaben, werden dadurch aufgehoben. Bei einer effektiven Absicherung gleichen sich 
Grund- und Sicherungsgeschäft vollständig innerhalb der GuV aus. Wenn die Absicherung nicht zu 100% effek-
tiv ist, so wird auch der ineffektive Anteil der Wertänderung automatisch in der GuV berücksichtigt216. 
Bei einem Cashflow-Hedge ist ein anderes Vorgehen notwendig217. Der Anteil einer Wertänderung des Siche-
rungsinstrumentes, der als wirksam ermittelt wurde, wird ohne Berücksichtigung der GuV direkt im Eigenkapi-
tal gebucht218. Gewinne oder Verluste, die auf den inneffektiven Teil des Sicherungsgeschäftes entfallen, müs-
sen hingegen erfolgswirksam in der GuV gebucht werden. Der im Eigenkapital berücksichtigte Teil  des Siche-
rungsgeschäftes wird erst in der Periode erfolgswirksam umgebucht, in der auch die gesicherten Zahlungsströ-
                                               
 
213  Vgl. Küting/Cassel, KoR 2008, 769, 779. 
214  Voraussetzung ist jedoch die Zulässigkeit der Bewertungseinheit. Vgl. Abschnitte D.II – D.IV. 
215  Küting/Cassel, KoR 2008, 769, 772. 
216  Kuhn/Scharpf, Rechnungslegung von Financial Instruments (2006), S. 448. 
217  IAS 39.95; Vgl. Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 240. 
218  Kuhn/Scharpf, Rechnungslegung von Financial Instruments (2006), S. 452. 
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me aktiviert werden219. Die Absicherung einer Nettoinvestition in einem ausländischen Geschäftsbetrieb erfolgt 
prinzipiell gleich zu der Methode, die bei einem Cashflow-Hedge verwendet wird220. 
Das oben  geschilderte Vorgehen entspricht der Durchbuchungsmethode, der einzigen zulässige Methode in 
IFRS221. In § 254 HGB wird dagegen nicht bestimmt, welche Methode zu verwenden ist. Vor dem Inkrafttreten 
des BilMoG war die Einfrierungsmethode die übliche  Methode in der deutschen Bilanzpraxis222. Da der Ge-
setzgeber bekundet, mit der Neufassung von § 254 HGB, lediglich die übliche Praxis in geltendes Recht über-
führen zu wollen223, könnte dies als Empfehlung für die Einfrierungsmethode verstanden werden224. Jedoch wird 
in der Gesetzesbegründung auch erwähnt, dass es den Unternehmen selbst überlassen bleibt, die Bewertungs-
einheiten „durchzubuchen“ oder „einzufrieren“225. 
Schmidt empfiehlt Unternehmen, die zusätzlich nach IFRS bilanzieren oder die in einen Konzernabschluss ein-
bezogen werden, die Durchbuchungsmethode zu verwenden226. Diese Methode wird auch als informativer ange-
sehen, da die Wirksamkeit der Sicherungsbeziehung direkt in der Bilanz sichtbar wird und nicht in der Neben-
rechnung verdeckt bleibt227. Jedoch ist dieser Auffassung nicht uneingeschränkt zu folgen, da die international 
übliche Durchbuchungsmethode für die HGB Rechnungslegung zu modifizieren ist228. Der inneffektive Teil der 
Sicherungsbeziehung ist im deutschen Bilanzrecht stets nach den allgemeinen Vorschriften zu bilanzieren229. 
Dies betrifft insbesondere das Imparitätsprinzip. Das bedeutet, dass Verluste die auf den ineffektiven Teil der 
Sicherung entfallen, erfolgswirksam zu erfassen sind, Gewinne jedoch nicht. Dieses Vorgehen stellt sicher, dass 
die Wahl der Methode keinen Einfluss auf das Ergebnis des Jahresabschlusses hat230, denn auch bei der Einfrie-
rungsmethode wird der ineffektive Teil nach den allgemeinen Vorschriften erfasst231. Diese notwendige Modifi-
kation führt jedoch dazu, dass die Durchbuchungsmethode nach deutschem Recht nur in einigen Fällen mit der 
internationalen Durchbuchungsmethode korrespondiert.  
Auch wenn die Zulässigkeit der Durchbuchungsmethode im deutschen Bilanzrecht lange umstritten war232, so 
hat sich doch mittlerweile die Meinung durchgesetzt, dass es sich um eine zulässige Methode handelt233. Die 
vom Bilanzierenden verwendete Methode ist jedoch unter Beachtung des Stetigkeitsgrundsatzes in sachlicher 
und zeitlicher Hinsicht beizubehalten234. Dennoch bleiben einige Fragen bezüglich der Bilanzierung offen. Es ist 
unklar, ob schwebende Geschäfte und antizipative Absicherungen auch mit der Durchbuchungsmethode bilan-
                                               
 
219  Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 242; Kuhn/Scharpf, Rechnungslegung von Financial In-
struments (2006), S. 452. 
220  IAS 39.102; Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen (2009), S. 656; Kuhn/Scharpf, Rechnungslegung von Financial Instruments (2006), S. 
457. 
221  Schmidt, BB 2009, 882, 886; Küting/Cassel, KoR 2008, 769, 772. 
222  Küting/Cassel, KoR 2008, 769, 772. 
223  Begr. RegE BilMoG BT-Drucks. 16/10067 (30.07.2008), S. 57. 
224  Küting/Cassel, KoR 2008, 769, 772. 
225  Begr. RegE BilMoG BT-Drucks. 16/10067 (30.07.2008), S. 95. 
226 Schmidt, BB 2009, 882, 886. 
227 Schmidt, BB 2009, 882, 886. 
228  Vgl. Küting/Cassel, KoR 2008, 769, 772. 
229  Küting/Cassel, KoR 2008, 769, 772. 
230  Küting/Cassel, KoR 2008, 769, 772. 
231  Vgl Abschnitt D.V.1. 
232  Patek, KoR 2008, 524, 529; Scharpf/Schaber KoR 2008 S. 538. 
233  Küting/Cassel, KoR 2008, 769, 773; Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen (2009), S. 653; Schmidt, BB 2009, 882, 886; Peter-
sen/Zwirner/Künkele, DB Beilage 2009, 1, 9; Kraft/Bischoff, Zur Problematik von Bewertungseinheiten (2008), S. 188. 
234  Schmidt, BB 2009, 882, 886. 
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ziert werden dürfen235. Beispielsweise ist ungeklärt, ob eine feste Verpflichtung, wie in Abschnitt D.V.2 gezeigt, 
als Vermögensgegenstand oder Schuld bilanziert werden darf, da hierfür keine gesetzliche Regelung im HGB 
existiert236. Insbesondere bei einer antizipativen Absicherung, wie sie in Fall 2 vorliegt, wird aufgrund des Feh-
lens eines bilanzierungsfähigen Postens, eher die Einfrierungsmethode empfohlen237. 
 
VI. Bewertungseinheiten als Gestaltungsinstrument 
 
1. Entwicklung Stiller Reserven / Stiller Lasten 
Die Bildung von Bewertungseinheiten soll dazu führen, dass die wahre Situation der Sicherungsbeziehung kor-
rekt dargestellt wird238. Um diese korrekte Darstellung zu erzielen, werden die einzelnen Geschäfte zu ihrem 
jeweiligen Fair Value abgebildet239. Auch die Anwendung der Einfrierungsmethode führt zu einer Fair Value 
Darstellung beider Geschäfte, auch wenn sich diese nicht in Buchungssätzen niederschlägt240. Insgesamt wird 
somit der Fair Value der Sicherungsbeziehung dargestellt. Grundsätzlich soll eine Fair Value Bewertung eine 
Entstehung von stillen Reserven und stillen Lasten unmöglich machen oder zumindest erschweren, weil Bilanz-
positionen mit ihrem wahren Wert erfasst werden241. Stille Reserven sind dabei definiert als die Differenz zwi-
schen dem bilanzierten Wert eines Vermögensgegenstandes und dessen wahrem Wert242. Nach der Definition 
des IASB ist der Fair Value der Betrag, zu dem zwischen sachverständigen, vertragswilligen und voneinander 
unabhängigen Geschäftspartnern ein Vermögenswert getauscht oder eine Schuld beglichen werden könnte243. 
Diese Definition scheint auf den ersten Blick klar, jedoch ist die Bestimmung dieses Wertes in der Realität häu-
fig schwieriger als es scheint. Um einen korrekten Fair Value ermitteln zu können ist es notwendig, auf Markt-
werte zurückgreifen zu können244. Für viele Vermögensgegenstände und auch für schwebende Geschäfte sind 
solche Marktpreise oftmals nicht oder nur eingeschränkt vorhanden. In solchen Fällen sehen die internationalen 
Rechnungslegungsstandards vor, dass der Bilanzierende auf Hilfswerte zurückgreift245. Zur Bestimmung dieser 
Hilfswerte soll auf verlässliche Schätzverfahren zurückgegriffen werden246. Welche Verfahren in bestimmten 
Fällen anzuwenden sind, bleibt dem Bilanzierenden überlassen. Um einen Wert zu erhalten, der sich unter nor-
malen Geschäftsbedingungen ergeben hätte, kann auf zurückliegende Geschäftsvorfälle, den Fair Value einer 
ähnlichen Bilanzposition oder die Methode der Discounted Cash-Flows zurückgegriffen werden247. Aber auch 
andere Wertmaßstäbe wie beispielsweise die Wiederbeschaffungskosten können angesetzt werden248. Eine Fair 
Value Bewertung nach den Regeln der IAS/IFRS führt also auch nicht immer zu einer Bilanzierung, die den 
„wahren Wert“ wiedergibt. Insbesondere in Zeiten turbulenter Märkte, wie der Finanzmarktkrise seit 2007, kann 
                                               
 
235  Vgl. Patek, KoR 2008, 524, 530; Schmidt, BB 2009, 882, 886. 
236  Für dieses Vorgehen mit Verweis auf IFRS: Küting/Cassel, KoR 2008, 769, 775; Andere Ansicht: Patek, KoR 2008, 524, 530. 
237 Vgl. Schmidt, BB 2009, 882, 886. 
238  Vgl. Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 161. 
239  Vgl. Schmidt, BB 2009, 882, 886. 
240  Petersen/Zwirner/Künkele, DB Beilage 2009, 1, 9; Küting/Cassel, KoR 2008, 769, 781. 
241  Vgl. Wagenhofer, IRZ 2006, 31, 33. 
242  Vgl. Merkt in Baumbach/Hopt Handelsgesetzbuch 34. Auflage 2010 HGB § 252 Rn. 13. 
243  Vgl. IAS 39.9. 
244  Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen (2009), S. 223. 
245  IAS 39.A74; Vgl. Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen (2009), S. 223; Küting/Reuter, BB 2005, 706, 707. 
246  IAS  39.A74. 
247  IAS 39.A74; Vgl. Gilgenberg/Weiss, KoR 2009, 182, 182. 
248  Küting/Reuter, BB 2005, 706, 707. 
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es vorkommen, dass Bilanzpositionen - vor allem Finanzinstrumente - nicht mehr korrekt bewertet werden kön-
nen249. Mögliche Fehler bei der Fair Value Bestimmung haben direkte Auswirkungen auf das Hedge Ac-
counting. Wenn der bilanzierte Fair Value des Grund- oder des Sicherungsgeschäftes nicht dessen wahren Wert 
darstellt, so hat diese einen Einfluss auf die Effektivitätsmessung der Bewertungseinheit. Wie bereits dargestellt, 
erfolgt die Bestimmung des ineffektiven Teils der Sicherungsbeziehung sowohl nach HGB als auch nach IAS 
39 durch einen Fair Value Vergleich beider Geschäfte250. Dieser inneffektive Teil der Sicherungsbeziehung ist 
im HGB imparitätisch und in IAS/IFRS erfolgswirksam zu erfassen251. Wenn der festgestellte Fair Value von 
Grund- oder Sicherungsgeschäft nicht dessen wahren Wert darstellt und deshalb für den ineffektiven Teil ein 
Aufwand gebucht werden muss, führt dies zu einer stillen Reserve in der Bewertungseinheit. Stille Reserven 
bzw. stille Lasten können auch bereits bei der Bildung von Bewertungseinheiten entstehen, wenn die Buchwerte 
am Tag der Absicherung nicht den wahren Werten entsprechen. Der Bilanzierende hat im Falle von nicht vor-
handenen Marktpreisen einen erheblichen Spielraum, welche Bewertungsverfahren er zur Bestimmung des Fair 
Values verwendet und kann so die Bildung von stillen Reserven beeinflussen252. Die angesprochene Problema-
tik ist keine Besonderheit von Bewertungseinheiten, sondern ein grundsätzliches Problem der Fair Value Be-
wertung, das lediglich auf das Hedge Accounting abfärbt. 
 
2. Wahlrecht oder Gebot 
Das oben beschriebene Wahlrecht erlaubt eine Gestaltung, falls kein aktiver Markt vorliegt, und auch dann nur 
in einem sehr engen Rahmen, da der Fair Value nicht beliebig gewählt werden kann. Eine andere Gestaltung 
betrifft die Entscheidung des Bilanzierenden, eine Bewertungseinheit zu bilden oder dies zu unterlassen. 
Hier stellt sich zunächst die Frage, ob die jeweiligen Standards ein Wahlrecht oder ein Gebot für die Bildung 
von Bewertungseinheiten vorsehen. Gemäß IAS 39.71 sind die Hedge Accounting Regelungen dann anzuwen-
den, wenn zwischen einem Sicherungs- und einem Grundgeschäft eine designierte Sicherungsbeziehung be-
steht253. Die Formulierungen im HGB sind ähnlich und bestimmen, dass die sonst geltenden Vorschriften zur 
imparitätischen Einzelbewertung nicht anzuwenden sind, falls Vermögensgegenstände, Schulden, schwebende 
Geschäfte oder mit hoher Wahrscheinlichkeit erwartete Transaktionen zusammengefasst werden254. Beide Stan-
dards überlassen es somit den Unternehmen, ob sie eine Sicherungsbeziehung designieren255. Wie bereits deut-
lich wurde, führt der Verzicht auf die Bildung einer Bewertungseinheit zu einem Bild, das häufig nicht der tat-
sächlichen Lage des Unternehmens entspricht256. Daher muss eigentlich sowohl im HGB als auch in IAS/IFRS 
von einem Gebot und nicht von einem Wahlrecht zur Bildung von Bewertungseinheiten ausgegangen werden257. 
In den internationalen Standards ergibt sich das Gebot aus dem True and Fair View Prinzip258. Auch im Han-
delsrecht ergibt sich ein Gebot, weil andernfalls der Einzelbewertungsgrundsatz zweckentfremdet werden kann, 
um ein Bild zu erzielen das nicht der tatsächlichen Lage entspricht259. Auch das Prinzip der Unternehmensfort-
                                               
 
249  Gilgenberg/Weiss, KoR 2009, 182, 182. 
250  Siehe Abschnitt D.IV.2; Vgl. Kuhn/Scharpf, Rechnungslegung von Financial Instruments (2006), S. 429. 
251  Vgl. Kuhn/Scharpf, Rechnungslegung von Financial Instruments (2006), S. 429; Küting/Cassel, KoR 2008, 769, 772. 
252  Küting/Reuter, BB 2005, 706, 712. 
253  IAS 39.71; Vgl. Kuhn/Scharpf, Rechnungslegung von Financial Instruments (2006), S. 354. 
254  § 254 HGB S. 1; Vgl. Kraf/Bischoff S. 186. 
255  Vgl. Herzig/Briesemeister, Ubg 2009, 157, 158. 
256  Vgl. Abschnitt C.III. 
257  Vgl. Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 182; Schick/Indenkämpen, BB 2006, 650, 651. 
258  Vgl. Abschnitt C.II.1. 
259  Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 182. 
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führung gemäß § 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB spricht für ein Gebot zur kompensatorischen Bewertung260. Denn eine 
strenge Auslegung des Einzelbewertungsgrundsatzes würde dazu führen, dass die Wirtschaftsgüter mit Werten 
angesetzt werden, die sich bei Einzelveräußerung bzw. Zerschlagung ergäben. 
Beide Rechnungslegungsstandards stellen hohe Anforderungen an die Bildung von Bewertungseinheiten und 
bieten dem Bilanzierenden somit die Möglichkeit durch Nichterfüllung dieser Anforderungen die Bewertungs-
einheit nicht bilanzieren zu müssen261. Insbesondere das Erfordernis der Dokumentation kann eingehalten oder 
willentlich verfehlt werden262. Somit entsteht für den Bilanzierenden ein faktisches Wahlrecht zur kompensato-
rischen Bewertung. Erst bei Erfüllung aller Tatbestandsmerkmale, nämlich der Gleichartigkeit der Risiken, der 
Wirksamkeit der Absicherung sowie der Dokumentation von Sicherungsbeziehung und Durchhalteabsicht be-
steht ein Gebot zur Bildung von Bewertungseinheiten263. Die einzige Möglichkeit den Unternehmen dieses 
Wahlrecht zu entziehen, bestünde darin vorzuschreiben, dass sämtliche Aktiva und Passiva auf risikoausglei-
chende Effekte zu untersuchen sind und im Falle einer ausreichenden Risikokompensation eine Bewertungsein-
heit zu bilden ist264. Aufgrund eines zu hohen Aufwandes dürfte eine solche Pflicht kaum zu rechtfertigen sein. 
Insbesondere bei antizipativen Bewertungseinheiten, die lediglich auf geplanten und noch nicht rechtsverbindli-
chen Geschäften basieren, kann nicht von einem Gebot ausgegangen werden, weil hier schon nicht klar ist, 
wann die Wahrscheinlichkeit einer Transaktion hoch genug ist, um ein Bewertungseinheit bilden zu dürfen265. 
Beispielsweise kann in Fall 2 aufgrund einer fehlenden Objektivierbarkeit nicht von einem Gebot ausgegangen 
werden. In Fall 1 muss, soweit die Anforderungen der Wirksamkeit und Dokumentation erfüllt sind, eine kom-
pensatorische Bewertung vorgenommen werden. 
 
                                               
 
260  Vgl. Schick/Indenkämpen, BB 2006, 650, 651. 
261  Vgl. Kraft/Bischoff, Zur Problematik von Bewertungseinheiten (2008), S. 186; Herzig/Briesemeister, Ubg 2009, 157, 159; Schwarz, 
Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 182. 
262  Vgl. Kraft/Bischoff, Zur Problematik von Bewertungseinheiten (2008), S. 187. 
263  Herzig/Briesemeister, Ubg 2009, 157, 159. 
264  Vgl. Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge accounting (2006), S. 182. 
265  Vgl. Kraft/Bischoff, Zur Problematik von Bewertungseinheiten (2008), S. 181; Schwarz, Derivative Finanzinstrumente und hedge 
accounting (2006), S. 216. 
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E. Die Bildung von Bewertungseinheiten in der Steuerbilanz 
 
I. Maßgeblichkeit 
 
1. Materielle Maßgeblichkeit 
Nach § 5 Abs. 1 Satz 1 EStG ist für die Steuerbilanz das Betriebsvermögen anzusetzen, das nach handelsrechtli-
chen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung auszuweisen ist266. Dieser steuerrechtliche Verweis auf die 
handelsrechtlichen GoB wird als materielle Maßgeblichkeit bezeichnet. Demnach sind die unter Abschnitt C.I.1 
aufgeführten GoB auch für die Steuerbilanz maßgeblich. Mit dem BilMoG wurde § 5 Abs. 1 Satz 1 EStG um 
einen Halbsatz erweitert, der festschreibt, dass im Rahmen eines steuerrechtlichen Wahlrechtes die Bindung an 
die GoB entfällt. Ob das so zu interpretieren ist, dass steuerliche Wahlrechte unabhängig von den GoB wahrge-
nommen werden können oder ob  dies nur bei „echten“ steuerrechtlichen Wahlrechten gilt, ist umstritten267. Für 
diese Arbeit ist die Frage auch nicht wichtig, da kein steuerrechtliches Wahlrecht zur Bildung von Bewertungs-
einheiten existiert. Demnach gelten für Sicherungsgeschäfte grundsätzlich die Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung. 
 
2. Spezielle Maßgeblichkeit nach § 5 Abs. 1a EStG 
Zusätzlich zu dem in § 5 Abs. 1 Satz 1 EStG  verankerten Maßgeblichkeitsgrundsatz, existiert in § 5 Abs. 1a 
Satz 2 EStG eine spezielle Maßgeblichkeit für Bewertungseinheiten.  Demnach sind die Ergebnisse der in der 
handelsrechtlichen Rechnungslegung zur Absicherung finanzwirtschaftlicher Risiken gebildeten Bewertungs-
einheiten auch für die steuerliche Gewinnermittlung maßgeblich268. Allerdings gilt diese Regelung nur für Ge-
werbetreibende, die ihren Gewinn nach § 5 Abs. 1 EStG ermitteln. Für  den Betriebsvermögensvergleich im 
Sinne des § 4 Abs. 1 EStG besteht kein Gebot zur Bildung von Bewertungseinheiten269.  
Der Gesetzentwurf wurde ursprünglich durch die hessische Landesregierung in den Bundesrat eingebracht. Das 
Gesetz ist rein fiskalpolitisch motiviert. Ausgangspunkt ist die Ungleichbehandlung von Sicherungsbeziehungen 
in Handels- und Steuerbilanz bei einem hessischen Kreditinstitut270. Eingeführt wurde die Vorschrift mit dem 
Gesetz zur Eindämmung missbräuchlicher Steuergestaltungen vom 28.04.2006.  
Da § 5 Abs. 1a explizit auf die Ergebnisse der gebildeten Bewertungseinheiten abstellt, handelt es sich um eine 
Form der formellen Maßgeblichkeit271. Somit ist die Sicherungsbeziehung steuerbilanziell mit den gleichen 
Werten wie in der Handelsbilanz anzusetzen.  Lange Zeit war unklar auf welche handelsrechtlichen Bewer-
tungseinheiten diese Regelung abstellt. § 5 Abs. 1a EStG wurde 2006 – also deutlich vor dem BilMoG – einge-
führt. Zu diesem Zeitpunkt waren handelsrechtlich noch keine konkreten Vorschriften zur Bildung von Bewer-
tungseinheiten vorhanden272. Die Bildung von Bewertungseinheiten im handelsrechtlichen Abschluss war zu 
                                               
 
266  Weber-Grellet, Bilanzsteuerrecht (2008), S. 39. 
267  Vgl. Anzinger/Schleiter, DStR 2010, 395, 395. 
268  § 5 Abs. 1a Satz 2 EStG. 
269  Prinz/Hick, DStR 2006, 771, 774. 
270  Schiffers, DStZ 2006, 400, 400; Coenenberg, Die bilanzielle Behandlung von Handy-Subventionen (2007), S. 69. 
271  Schiffers, DStZ 2006, 400, 401. 
272  Vgl. Schick/Indenkämpen, BB 2006, 650, 650. 
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diesem Zeitpunkt zwar durchaus üblich, aber mit vielen Unsicherheiten versehen273. Durch die Einführung des 
BilMoG und den damit verbundenen Einzug des Hedge Accountings in das HGB existiert nun zwar eine han-
delsrechtliche Vorgabe, diese ist aber, wie bereits gezeigt, sehr vage gehalten.  
 
3. Maßgeblichkeit von IAS/IFRS 
Die in der handelsrechtlichen Praxis gebildeten Bewertungseinheiten sind, wie bereits deutlich wurde, stark 
durch IAS 39 beeinflusst worden. Da die Intention des Gesetzgebers darin lag, mit § 254 HGB die übliche Pra-
xis in geltendes Recht zu überführen, bleibt diese starke Prägung von IAS 39 auch in Zukunft bestehen. Dies 
wirft die Frage auf, inwieweit Bewertungseinheiten, die unter dem Einfluss von IAS/IFRS gebildet wurden, für 
die Steuerbilanz maßgeblich seien können. 
Der Maßgeblichkeitsgrundsatz des § 5 Abs. 1 S. 1 EStG verweist auf die handelsrechtlichen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung. Da die Vorschriften der IAS/IFRS nicht deckungsgleich zu den GoB sind, können 
sie nicht maßgeblich für die steuerliche Gewinnermittlung sein274. Zudem stellen die IAS/IFRS keinen hinrei-
chend guten Indikator für die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit eines Unternehmens dar, ein solcher ist aber 
notwendig für eine verfassungskonforme Besteuerung275.  
§ 5 Abs. 1a EStG verweist nicht auf die GoB sondern lediglich auf die handelsrechtlich gebildeten Bewertungs-
einheiten. Fraglich ist, ob hiermit auch Sicherungsbeziehungen nach internationalen Rechnungslegungsstan-
dards gemeint sein können. Diese Frage ist zu verneinen, da Bewertungseinheiten nur in der Steuerbilanz be-
rücksichtigt werden können, wenn sie den GoB entsprechen276. Die spezielle Maßgeblichkeit für Bewertungs-
einheiten bezieht sich also immer auf das HGB und niemals auf IFRS277. Dennoch ist unübersehbar, dass die 
handelsrechtliche Praxis sich stark an IAS/IFRS anlehnt278. Es ist nach hier vertretener Auffassung nichts dage-
gen einzuwenden, dass Lücken in der handelsrechtlichen Regelung durch die Vorschriften aus IAS 39 ausgefüllt 
werden. Primäre Bezugspunkte bleiben aber immer die GoB, bzw. das HGB279. 
  
II. Voraussetzungen 
 
1. Finanzwirtschaftliche Risiken 
Nach § 5 Abs. 1a Satz 2 EStG sind nur die zur Absicherung finanzwirtschaftlicher Risiken gebildeten Bewer-
tungseinheiten für die Steuerbilanz maßgeblich. Was unter dem Terminus „finanzwirtschaftliches Risiko“ zu 
verstehen ist wird nicht näher spezifiziert. In der Begründung zum Gesetzentwurf werden Kursrisiken als Bei-
spiel angeführt280. Der Begriff umfasst somit wohl Warenpreis-, Währungskurs-, Zinssatz- und Wertpapierpreis-
                                               
 
273  Vgl. Schick/Indenkämpen, BB 2006, 650, 650; Schiffers, DStZ 2006, 400, 401. 
274  Schreiber, DStR 2005, 1351, 1355. 
275  Schreiber, DStR 2005, 1351, 1355. 
276  Andernfalls käme es zu einem Widerspruch zu § 5 Abs. 1 S. 1 EStG; So auch: Schiffers, DStZ 2006, 400, 402. 
277  Schiffers, DStZ 2006, 400, 402; Schick/Indenkämpen, BB 2006, 650, 654; Prinz/Hick, DStR 2006, 771, 774. 
278  wie z.B.: Küting/Cassel, KoR 2008, 769, 771. 
279  So auch: Schick/Indenkämpen, BB 2006, 650, 653. 
280  Begr. RegE MissbrStGestEG BT-Drucks. 16/634 (13. 02. 2006), S. 10; Kraft/Bischoff, Zur Problematik von Bewertungseinheiten 
(2008), S.  176. 
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risiken281. Kraft und Bischoff vertreten die Auffassung, dass der Begriff auch auf  außerbörsliche Geschäfte 
ausgedehnt werden sollte, eine etwaige Kursnotierung also nicht zwingend notwendig sei282. Auch außerbörsli-
che Geschäfte können risikobehaftet und deshalb Teil einer Sicherungsbeziehung sein, so die Autoren. Dieser 
Auffassung kann hier nur bedingt gefolgt werden. Richtig ist natürlich, dass auch Geschäfte, die nicht an einer 
Börse gehandelt werden, Risken in sich bergen und eine Absicherung aus betriebswirtschaftlichen Gründen 
sinnvoll sein kann. Die Frage, ob diese Sicherung in der (Steuer-)Bilanz berücksichtigt werden kann, ist davon 
strikt zu trennen. Um zwischen zwei Geschäften  einen Sicherungszusammenhang herzustellen, ist es erforder-
lich, dass deren Risiken sich ausgleichen283. Dieser Ausgleich kann aber nur effektiv gemessen werden, wenn 
der Fair Value effektiv ermittelt werden kann. Finanzwirtschaftliche Risiken müssen sich also immer auf den 
beizulegenden Zeitwert beziehen284. Bei außerbörslichen Geschäften liegen keine Marktpreise vor, eine zuver-
lässige Ermittlung des Fair Values  ist daher kaum möglich. Die Vorschriften von IAS 39 sehen beim Fehlen 
von Marktpreisen die Verwendung „angemessener“ Bewertungsverfahren wie beispielsweise der Discounted 
Cash-Flow-Methode vor285. Ein effektiver Ausgleich zwischen beiden Geschäften ist dann aber nicht mehr ge-
währleistet. Die Beschränkung auf Warenpreis-, Währungskurs-, Zinssatz- und Wertpapierpreisrisiken wäre 
nach hier vertretener Ansicht somit sinnvoll. Ein falscher Wertansatz von Grund- oder Sicherungsgeschäft wür-
de sich direkt auf die Effektivität der Sicherungsbeziehung auswirken und hätte im Verlustfall deshalb direkten 
Einfluss auf das Jahresergebnis und die Besteuerung286. 
Der Gesetzgeber geht allerdings davon aus, dass sich § 5 Abs. 1a EStG und § 254 HGB entsprechen287. Somit 
sind sämtliche handelsbilanziell zulässigen Risiken auch für die steuerliche Bewertungseinheit zulässig. Han-
delsrechtliche Bewertungseinheiten dürfen ausdrücklich auch zur Absicherung von Ausfall- und Liquiditätsrisi-
ken verwendet werden288. Somit können in der Steuerbilanz und in der Handelsbilanz Bewertungseinheiten für 
Marktrisiken, Kreditrisiken und Liquiditätsrisiken gebildet werden289. Lediglich operative Risiken können nicht 
abgesichert werden290. In der Literatur wird empfohlen, § 5 Abs. 1a EStG und § 254 HGB im Wortlaut weiter 
anzunähern, um die beschriebenen Unklarheiten zu beseitigen291. 
 
2. Vorliegen handelsrechtlicher Bewertungseinheiten 
§ 5 Abs. 1a Satz 2 EStG verweist direkt auf die Ergebnisse der in der handelsrechtlichen Rechnungslegung ge-
bildeten Bewertungseinheiten. Somit sind nur die in der handelsrechtlichen Rechnungslegung gebildeten Be-
wertungseinheiten für die Steuerbilanz zu übernehmen. Rein steuerliche Bewertungseinheiten sind demnach 
nicht möglich292. Auch ist es dem Wortlaut folgend nicht möglich, steuerliche Bewertungseinheiten anders zu 
bewerten oder in einer anderen Form zusammenzusetzen als diese in der Handelsbilanz vorliegen. 
                                               
 
281  Vgl. Schiffers, DStZ 2006, 400, 403. 
282  Vgl. Kraft/Bischoff, Zur Problematik von Bewertungseinheiten (2008), S. 176. 
283  Siehe Abschnitt D.II; Vgl. auch Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen (2009), S. 652. 
284  Vgl.  Schmidt, BB 2009, 882, 883. 
285  Gilgenberg/Weiss, KoR 2009, 182, 182. 
286  Der Saldo ist stets imparitätsich zu behandeln; Vgl. Schiffers, DStZ 2006, 400, 405. 
287  Begr. RegE BilMoG BT-Drucks. 16/10067 (30.07.2008),  S. 57; Herzig/Briesemeister, Ubg 2009, 157, 158; AK Bilanzrecht der 
Hochschullehrer, BB 2008, 209, 213. 
288  Begr. RegE BilMoG BT-Drucks. 16/10067 (30.07.2008),  S. 73. 
289  Vgl. Abbildung 2. 
290  So auch: Herzig/Briesemeister, Ubg 2009, 157, 158. 
291  AK Bilanzrecht der Hochschullehrer, BB 2008, 209, 213; Herzig/Briesemeister, Ubg 2009, 157, 159. 
292  Kraft/Bischoff, Zur Problematik von Bewertungseinheiten (2008), S. 176. 
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3. Grundgeschäfte und Sicherungsinstrumente 
Der Gesetzgeber geht davon aus, dass die Neufassung von § 254 HGB keinerlei steuerliche Auswirkungen auf 
die  bilanzierenden Unternehmen entfaltet, da nur die bisherige Praxis festgeschrieben wird, auf die auch § 5 
Abs. 1a EStG schon seit längerem verweist293. Es wird also angenommen, dass sich beide Regelungen entspre-
chen294. Demnach müssten die in der Handelsbilanz zulässigen Grund- und Sicherungsgeschäfte auch für die 
Steuerbilanz zulässig sein. Da der handelsrechtliche Begriff aber sehr weit gefasst ist und auch antizipative Be-
wertungseinheiten erlaubt, ist eine Deckungsgleichheit beider Regelungen aber fraglich295. Während § 254 S. 1 
HGB mit hoher Wahrscheinlichkeit erwartete Transaktionen explizit als Grundgeschäft erlaubt, wurde bisher 
grundsätzlich von einer Unzulässigkeit antizipativer Bewertungseinheiten in der Steuerbilanz ausgegangen296. 
Seit dem BilMoG muss nun angenommen werden, dass antizipative Bewertungseinheiten auch in der Steuerbi-
lanz betrachtet werden müssen, soweit diese in der Handelsbilanz gebildet wurden297. Drohende Verluste aus 
schwebenden Geschäften dürfen in der Steuerbilanz gemäß § 5 Abs. 4a Satz 1 EStG nicht in Form einer Rück-
stellung angesetzt werden298. Durch die Zulässigkeit antizipativer Absicherung wird es nun nicht nur möglich, 
drohenden Verluste aus schwebenden Geschäften anzusetzen, sondern sogar drohende Verluste aus erwarteten 
Geschäften299. Denn antizipative Absicherungen gehen über schwebende Geschäfte hinaus, da diese sich auf 
erwartete Transaktionen beziehen300. Eine steuerliche Beachtung nicht rechtsverbindlicher Geschäfte steht nicht 
im Einklang mit einer objektiven Messung der Leistungsfähigkeit des Unternehmens301.  
Antizipative Bewertungseinheiten sind aber wohl der einzige strittige Punkt bei der Übertragung handelsrechtli-
che Sicherungsbeziehungen ins Steuerrecht. Grundsätzlich sind Grund- und Sicherungsgeschäfte der Handelsbi-
lanz in der Steuerbilanz anzuerkennen302.  
 
4. Absicherung 
Ein weiteres Tatbestandsmerkmal ist das Vorliegen einer Absicherung303. Somit können nur Bewertungseinhei-
ten berücksichtigt werden, deren Ziel es ist risikobehaftete Geschäfte durch risikoverringernde Geschäfte auszu-
gleichen304. Somit können beispielsweise zu Spekulationszwecken gehaltene Derivate nicht Teil einer Bewer-
tungseinheit sein, da hier keine Sicherungsabsicht vorliegt305. Diese Anforderung an steuerliche Bewertungsein-
heiten ist synchron zu der handelsrechtlichen Forderung nach sich ausgleichenden gegenläufigen Risiken306.  
 
                                               
 
293  Begr. RegE BilMoG BT-Drucks. 16/10067 (30.07.2008), S. 59. 
294  AK Bilanzrecht der Hochschullehrer, BB 2008, 209, 213; Herzig/Briesemeister, Ubg 2009, 157, 158. 
295  Vgl. AK Bilanzrecht der Hochschullehrer, BB 2008, 209, 213. 
296  Prinz/Hick, DStR 2006, 771, 775; Jensen-Nissen, IAS 32/IAS 39 u. steuerliche Gewinnermittlung (2007), S. 215. 
297  Kirsch, Stbg 2009, 320, 327; Kraft/Bischoff, Zur Problematik von Bewertungseinheiten (2008), S. 191. 
298  Hey in Tipke/Lang, Steuerrecht (2010) § 17 Rn. 114. 
299  Herzig/Briesemeister, Ubg 2009, 157, 162. 
300  Vgl. Abschnitt B.V.4. 
301  Jensen-Nissen, IAS 32/IAS 39 u. steuerliche Gewinnermittlung (2007), S. 215. 
302  Herzig/Briesemeister, Ubg 2009, 157, 158. 
303  § 5 Abs. 1a Satz 2 EStG. 
304  Kraft/Bischoff, Zur Problematik von Bewertungseinheiten (2008), S. 176. 
305  Kraft/Bischoff, Zur Problematik von Bewertungseinheiten (2008), S. 176. 
306  § 254 S. 1 HGB. 
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III. Rechtsfolge 
Soweit ein zu bilanzierender Sachverhalt die obigen Tatbestandsvoraussetzungen erfüllt, muss die handelsbilan-
zielle Bewertungseinheit identisch in die Steuerbilanz übernommen werden. Dies führt im Ergebnis dazu, dass 
der in § 6 Abs. 1 Satz 1 EStG kodifizierte steuerrechtliche Einzelbewertungsgrundsatz im Rahmen der Bewer-
tungseinheit aufgehoben wird307. Die Übernahme der handelsrechtlichen Bewertungseinheit in die Steuerbilanz 
führt dazu, dass das Imparitätsprinzip seinen Einfluss auf die steuerliche Bewertung von Grund- und Siche-
rungsgeschäft verliert308. Das bedeutet, dass eine Wertminderung, die auf eines der beiden Geschäfte entfällt 
und somit zu einem steuerlichen Aufwand führen würde, aufgrund der Bewertungseinheit nicht berücksichtigt 
wird, denn der Aufwand wird durch entgegengesetzte Erträge im Sicherungsgeschäft kompensiert. Bei der An-
wendung des Imparitäts- und Einzelbewertungsprinzips dürften diese Erträge nicht berücksichtigt werden. 
Über die Laufzeit betrachtet entsteht durch die Bildung der Sicherungsbeziehung die gleiche Steuerwirkung wie 
bei einer Einzelbewertung von Grund- und Sicherungsgeschäft. Jedoch fallen bei Einzelbewertung zunächst 
Verluste an, die zumindest, wenn es sich nicht um drohende Verluste aus schwebenden Geschäften handelt, 
direkten Einfluss auf die Steuerbemessung haben309. Bei der Bildung von Bewertungseinheiten gleichen sich 
Aufwand und Ertrag der Einzelgeschäfte aus. Eine verpflichtende kompensatorische Bewertung hat daher den 
Effekt eines Zins- und Liquiditätsnachteils für den Steuerpflichtigen310. Der Gesetzgeber sieht eine Nutzung der 
Einzelbewertung zur Minderung der steuerlichen Bemessungsgrundlage sogar als missbräuchliche Gestaltung 
an, welche er durch die Einführung von § 5 Abs. 1a EStG zu verhindern versuchte311. 
 
IV. Aufhebung des Verbots von Drohverlustrückstellungen 
Zusammen mit der Einführung von § 5 Abs. 1a EStG wurde das steuerrechtliche Verbot zur Bildung von 
Drohverlustrückstellungen aus schwebenden Geschäften im Rahmen von Bewertungseinheiten aufgehoben312. 
Zu diesem Zweck wurde § 5 Abs. 4a EStG um einen Satz erweitert, in dem festgeschrieben wird, dass das Ver-
bot nicht für Ergebnisse nach § 5  Abs. 1a Satz 2 EStG, also für Bewertungseinheiten, gilt. Diese Ausnahme soll 
dazu dienen, negative Überhänge der Bewertungseinheit in der Steuerbilanz berücksichtigen zu können313. Der 
ineffektive Teil einer Bewertungseinheit wird im Verlustfall oft als Drohverlustrückstellung bilanziert. Um die-
sen Bilanzposten, der nur „technisch“ als Rückstellung  für drohende Verluste bilanziert wird, auch steuerlich 
geltend machen zu können, wird dass Passivierungsverbot des § 5 Abs. 4a EStG in diesem Fall aufgehoben314. 
Die Zulässigkeit  eines solchen Bilanzpostens ist wohl in erster Linie der Praktikabilität geschuldet, da es in der 
Praxis insbesondere bei Makro- und Portfoliobewertungseinheiten nur schwer zu ermitteln ist, auf welche Posi-
tion welcher Wert entfällt315. Bei der Verwendung von Derivaten innerhalb der Bewertungseinheit kann es, über 
den vom Gesetzgeber festgestellten „technischen Drohverlust“ hinaus auch zu echten Drohverlusten kommen316. 
                                               
 
307  Kraft/Bischoff, Zur Problematik von Bewertungseinheiten (2008), S. 178. 
308  Schmitz, DB 2009, 1620, 1621. 
309  Vgl. Abschnitt C.III. 
310  Schmitz, DB 2009, 1620, 1621. 
311  Vgl. Prinz/Hick, DStR 2006, 771, 775; Herzig/Breckheimer, DB 2006, 1451, 1452. 
312  Schmitz, DB 2009, 1620, 1621. 
313  Begr. RegE MissbrStGestEG BT-Drucks. 16/634 (13. 02. 2006), S.10; Herzig/Breckheimer, DB 2006, 1451, 1454; Schmitz, DB 
2009, 1620, 1621. 
314  Begr. RegE MissbrStGestEG BT-Drucks. 16/634 (13. 02. 2006), S.10. 
315  Herzig/Breckheimer, DB 2006, 1451, 1454; Schmitz, DB 2009, 1620, 1621. 
316  Herzig/Breckheimer, DB 2006, 1451, 1454; Schmitz, DB 2009, 1620, 1621. 
  
 
52 
 
Aber auch in diesem Fall ist die steuerliche Drohverlustrückstellung laut Gesetz zulässig317. Mitunter wird die 
Auffassung vertreten, dass ein solch drohender Verlust auch bei vorsätzlich gebildeten ineffektiven Bewer-
tungseinheiten steuerlich zu berücksichtigen ist318.  
 
V. Verhältnis zu anderen Normen 
Nun soll untersucht werden, welchen Einfluss die Bildung einer Bewertungseinheit hat, wenn die zusammenge-
fassten Geschäfte steuerrechtlichen Spezialvorschriften unterliegen, die bei einer Einzelbewertung zu steuer-
freien Erträgen oder nicht abziehbaren Aufwendungen führen würden. Diese Frage könnte beispielsweise von 
Bedeutung sein, wenn eine deutsche Muttergesellschaft ihrer ausländischen Tochtergesellschaft ein Darlehen in 
ausländischer Währung gewährt und das Wechselkursrisiko durch ein Derivat absichert. Es ist zu prüfen, ob die 
Bildung einer Bewertungseinheit aus Darlehen und Derivat einen Einfluss auf die Besteuerung hat, falls das 
Derivat unter § 8b Abs. 3 Satz 4ff. KStG  fällt319. Die Anwendung von § 8b KStG findet nach vorherrschender 
Meinung nicht auf Ebene der Bilanz statt, sondern in einem nachgelagerten zweiten Gewinnermittlungs-
schritt320. Dennoch bleiben Grund- und Sicherungsgeschäfte rechtlich selbständig, auch wenn sie für die Bewer-
tungseinheit gedanklich zusammengefasst werden321. Daher muss auf die einzelnen Wirtschaftsgüter die jeweils 
geltende steuerrechtliche Spezialvorschrift angewandt werden. Somit hat nach hier vertretener Ansicht § 8b 
Abs. 3 Satz 4ff. KStG Vorrang vor § 5 Abs. 1a EStG322. Dieses Ergebnis ist unabhängig von der gewählten Bu-
chungsmethode, auch wenn bei Verwendung der Einfrierungsmethode die einzelnen Aufwendungen und Erträ-
ge nicht abgebildet werden323. Dieser Vorrang der Spezialvorschriften betrifft nicht nur § 8b Abs. 3 Satz 4ff. 
KStG, sondern gilt auch für andere nicht abziehbare Aufwendungen wie beispielsweise Zinsaufwendungen die 
unter § 4h Abs. 1 Satz 1 EStG fallen. Auch steuerfreie Erträge erfahren durch die Bildung keine Umklassifizie-
rung324. 
 
VI. Bewertungseinheiten als Gestaltungsinstrument 
Die Frage, inwieweit das Konstrukt der Bewertungseinheit zur Steuergestaltung eingesetzt werden kann, ist eng 
verknüpft mit den in Abschnitt D.VI dargelegten Ausführungen zur Bilanzpolitik. Durch das handelsrechtlich 
bestehende faktische Wahlrecht zur Abbildung von Bewertungseinheiten kann direkt Einfluss auf die steuerli-
che Bemessungsgrundlage genommen werden325. Eine steuerrechtliche Gestaltung, die unabhängig von der han-
delsrechtlichen Bilanz durchgeführt werden kann, besteht indes nicht. Eine Abweichung von Handels- und 
Steuerbilanz bei der Bildung von Bewertungseinheiten ist nur in Fällen denkbar, in denen es sich nicht um die 
Absicherung von finanzwirtschaftlichen Risiken handelt326. In solchen Fällen entsteht jedoch kein weiterer Ge-
                                               
 
317  Kraft/Bischoff, Zur Problematik von Bewertungseinheiten (2008), S. 178. 
318  Herzig/Briesemeister, Ubg 2009, 157, 162; Patek, KoR 2008, 364, 370. 
319  Vgl. Schmitz, DB 2009, 1620, 1622. 
320  Micksch/Mattern, DB 2010, 579, 582. 
321  Schmitz, DB 2009, 1620, 1622; Schick/Indenkämpen, BB 2006, 650, 655. 
322  So auch: Schmitz, DB 2009, 1620, 1622; Andere Meinung: Micksch/Mattern, DB 2010, 579, 582. 
323  Die Buchungstechnik kann keinen Einfluss darauf haben ob ein Aufwand abziehbar ist oder nicht. So auch: Schmitz, DB 2009, 1620, 
1622. 
324  Schmitz, DB 2009, 1620, 1622. 
325  Herzig/Briesemeister, Ubg 2009, 157, 159; Vgl. Patek, FR 2006, 714, 721. 
326  Vgl. Herzig/Briesemeister, Ubg 2009, 157, 159. 
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staltungsspielraum, weil bei der Absicherung von nicht finanzwirtschaftlichen Risiken ein klares Verbot zur 
Bildung von Bewertungseinheiten besteht. 
Besonders interessant sind steuerrechtliche Bewertungseinheiten im Hinblick auf Drohverlustrückstellungen. 
Durch § 5 Abs. 4a Satz 2 EStG wurde die Möglichkeit geschaffen, das Passivierungsverbot für drohende Ver-
luste zu umgehen327. Dies kann beispielsweise dadurch geschehen, indem Derivate, die eigentlich dem Drohver-
lustrückstellungsverbot unterliegen, mit anderen Vermögensgegenständen zu einer Bewertungseinheit zusam-
menfasst werden328. Auch wenn wie in Fall 1 und Fall 2 dargestellt, sämtliche Teile der Bewertungseinheit 
schwebende oder auch nur  wahrscheinliche Geschäfte darstellen, können die dadurch drohenden Verluste zu-
mindest in Höhe des gegenüberstehenden Ertrags steuerlich geltend gemacht werden329.  Auch wenn der Ge-
setzgeber argumentiert, dass § 5 Abs. 4a Satz 2 EStG lediglich eine Bilanzierungsvereinfachung für technische 
Drohverluste darstellt, ist es dennoch möglich, ganz reale Drohverluste steuerwirksam geltend zu machen330.  
Fraglich ist, ob drohende Verluste nur in erfolgssaldierter Höhe in die Steuerbilanz aufgenommen werden dür-
fen oder ob auch Verlustüberhänge des ineffektiven Teils aufgenommen werden dürfen331. Weil aber § 5 Abs. 
4a Satz 2 EStG explizit für den Verlustüberhang geschaffen wurde, muss davon ausgegangen werden, dass ein 
negatives Ergebnis der Bewertungseinheit stets steuerwirksam geltend gemacht werden kann332. Das führt im 
Ergebnis dazu, dass eine willentlich uneffektive Bewertungseinheit dazu genutzt werden kann, drohende Ver-
luste steuerlich wirksam werden zu lassen333. Da es dem Bilanzierenden so möglich wird Drohverlustrückstel-
lungen, die eigentlich dem Passivierungsverbot unterliegen, durch eigene Entscheidungen zu bilden, ist dieses 
Resultat als systemisch fragwürdig einzustufen334. Dieses Ergebnis ist umso erstaunlicher, da in § 254, anders 
als in IAS 39, keine konkrete Spanne für die Effektivität einer Bewertungseinheit festgeschrieben wird335. Es 
besteht dadurch ein großer Spielraum für die Bildung relativ ineffektiver Sicherungsbeziehungen und Bewer-
tungseinheiten. 
An dieser Stelle sollen noch einmal die beiden Beispielfälle betrachtet werden. Hierbei fällt auf, dass in Fall 1 
die Bildung von Bewertungseinheiten keine steuerliche Wirkung entfaltet. Zwar wurden bei der Einzelbewer-
tung Rückstellungen für drohende Verluste gebildet336, welche jedoch nicht in der Steuerbilanz berücksichtigt 
werden337. Die drohenden Verluste werden auch bei einer kompensatorischen Bewertung nicht in der Steuerbi-
lanz berücksichtigt, da sie mit den Erträgen des Sicherungsgeschäftes verrechnet werden. 
Ein anderes Bild ergibt sich für Fall 2. Bei der Einzelbewertung kann der zu erwartende Verlust aus dem Wert-
papierkauf nicht in der Steuerbilanz beachtet werden. Wird die geplante Transaktion jedoch mit den DAX-
Future zu einer Bewertungseinheit zusammengefasst, so müssen die Wertentwicklungen beider Geschäfte mit-
einander verrechnet werden.  Da das Sicherungsgeschäft den drohenden Verlust des Grundgeschäfts nicht aus-
gleicht, entsteht ein Verlustüberhang. Unter der Annahme, dass die Bildung einer Bewertungseinheit für Fall 2 
                                               
 
327  Kraft/Bischoff, Zur Problematik von Bewertungseinheiten (2008), S. 179; Schiffers, GmbH-StB 2009, 248, 254. 
328  Herzig/Breckheimer, DB 2006, 1451, 1454. 
329  Kraft/Bischoff, Zur Problematik von Bewertungseinheiten (2008), S. 179. 
330  Vgl. Begr. RegE MissbrStGestEG BT-Drucks. 16/634 (13. 02. 2006), S. 10; Schiffers, GmbH-StB 2009, 248, 254. 
331  Zugunsten steuerlich wirksamer Verlustüberhänge: Herzig/Briesemeister, Ubg 2009, 157, 162; Kirsch, Stbg 2009, 320, 327; Für eine 
Berücksichtigung in erfolgssaldierter Höhe: Kraft/Bischoff, Zur Problematik von Bewertungseinheiten (2008), S. 179. 
332  Begr. RegE MissbrStGestEG BT-Drucks. 16/634 (13. 02. 2006), S. 10. 
333  Vgl. Abschnitt E.IV. 
334  Patek, KoR 2008, 364, 370; Herzig/Briesemeister, Ubg 2009, 157, 162. 
335  Vgl. Abschnitt D.IV.2 ; Schmidt, BB 2009, 882, 885. 
336  Vgl. Abschnitt C.III. 
337  § 5 Abs. 4a S. 1 EStG. 
  
 
54 
 
zulässig wäre338, kann für diesen Verlustüberhang gemäß § 5 Abs. 4a Satz 2 EStG eine steuerwirksame 
Drohverlustrückstellung gebildet werden. 
 
 
 
                                               
 
338  Die Zulässigkeit wurde für den konkreten Fall zurückgewiesen. Vgl. Abschnitt D.II. 
  
   
                                                                                                                                                                                                 55 
 
F. Ausblick und Fazit 
In dieser Arbeit sollte untersucht werden, in welchem Verhältnis die Rechnungslegungsvorschriften der 
IAS/IFRS des HGB und des EStG in Bezug auf die Bildung von Bewertungseinheiten zueinander stehen und 
inwieweit sich die verschiedenen Normen gegenseitig beeinflussen. Außerdem wurde untersucht, welche Ge-
staltungsmöglichkeiten sich durch diese Hedge Accounting Vorschriften ergeben. 
Es ist festzustellen, dass spezielle Vorschriften zur bilanziellen Abbildung von Sicherungsgeschäften sinnvoll 
und in vielen Fällen sogar notwendig sind, da sich andernfalls ein Unternehmen, das Risiken absichert, bilanzi-
ell schlechter stellen kann als ein Unternehmen ohne Absicherung. Jedoch bringen die Abbildungsvorschriften 
für Bewertungseinheiten neue Probleme mit sich. Sowohl in IAS/IFRS als auch im HGB besteht ein faktisches 
Wahlrecht zur Bildung von Bewertungseinheiten, so dass die Bilanzierenden das Periodenergebnis bewusst 
beeinflussen können. Jedoch scheinen die bilanzpolitischen Möglichkeiten im HGB größer zu sein als in 
IAS/IFRS, da die Anforderungen an Bewertungseinheiten in ersterem geringer sind339. Insgesamt ist § 254 HGB 
sehr ungenau gefasst und wirft dadurch fast mehr Fragen auf als gelöst werden. Das wird in Zukunft wohl dazu 
führen, dass man sich bei Detailfragen an den Vorschriften aus IAS 39 anlehnen wird340. Da Bewertungseinhei-
ten gemäß § 254 HGB über  § 5 Abs. 1a EStG direkt steuerrechtliche Wirkung entfalten, kann es so auch zu 
einem indirekten Einfluss von IAS/IFRS auf die Steuerbilanz kommen. Eine Maßgeblichkeit von IAS/IFRS auf 
die Steuerbilanz ist hingegen abzulehnen. Besonders gut sehen kann man die indirekte Beeinflussung der Steu-
erbilanz durch IAS/IFRS am Beispiel antizipativer Bewertungseinheiten. Während antizipative Bewertungsein-
heiten vor dem BilMoG für unzulässig erachtet wurden, finden diese nun durch eine Anlehnung von § 254 an 
IAS 39, auch Anerkennung in der Steuerbilanz. Von Seiten des Schrifttums wurde eine Klärung der Frage, was 
unter den „Ergebnissen der in der handelsrechtlichen Rechnungslegung zur Absicherung finanzwirtschaftlicher 
Risiken gebildeten Bewertungseinheiten“ zu verstehen ist, lange Zeit herbeigesehnt341. Der durch das BilMoG 
neugefasste § 254 HGB vermag es nicht, diese Klärung herbeizuführen. Zwar wird deutlich, dass der Gesetzge-
ber einen möglichst weit gefassten Begriff der Bewertungseinheit anstrebt, der auch Makro- und Portfolio-
Absicherungen und darüber hinaus sogar antizipative Absicherungen umfasst. Das faktische Wahlrecht zur Bil-
dung von Bewertungseinheiten bleibt jedoch bestehen342. Steuerrechtlich findet zwar eine Annäherung an die 
Handelsbilanz statt, weil durch die spezielle Maßgeblichkeit und den großen Kreis handelsrechtlich zulässiger 
Bewertungseinheiten nun auch die Gruppe der steuerrechtlich zulässigen Bewertungseinheiten weiter gefasst 
werden muss343. Jedoch entstehen dadurch zwei neue Probleme. Zum einen ist unklar, ob die Gruppen der han-
delsrechtlich und steuerrechtlich zulässigen Bewertungseinheiten absolut identisch sind oder ob die steuerrecht-
lich zulässigen Bewertungseinheiten durch die Beschränkung auf finanzwirtschaftliche Risiken eine Einschrän-
kung erfahren344. Es ist völlig unklar, wie beide Gruppen voneinander abgegrenzt werden sollen, falls tatsäch-
lich ein Unterschied bestehen sollte. Zum anderen entsteht ein neues Problem, wenn antizipative Sicherungsge-
schäfte steuerrechtliche Anerkennung finden. Eine bilanzielle Berücksichtigung von Transaktionen, die noch 
nicht einmal rechtsverbindlich abgeschlossen wurden, kann handelsrechtlich vielleicht mit einer Verbesserung 
der Informationsfunktion begründet werden, steuerrechtlich ist darin jedoch ein klarer Verstoß gegen das Prin-
zip der Leistungsfähigkeit zu sehen345. Auch wenn man, trotz des ausdrücklichen Verweises auf die handels-
                                               
 
339  Schmidt, BB 2009, 882, 886. 
340  Vgl. Abschnitt E.I.3. 
341  Herzig/Breckheimer, DB 2006, 1451, 1453; Prinz/Hick, DStR 2006, 771, 775; Schick/Indenkämpen, BB 2006, 650, 665. 
342  Vgl. Abschnitt D.VI.2. 
343  Vgl. Kirsch, Stbg 2009, 320, 327. 
344  Vgl. Abschnitt E.II.1. 
345  Kraft/Bischoff, Zur Problematik von Bewertungseinheiten (2008), S. 193. 
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rechtlichen Bewertungseinheiten, von einer steuerrechtlichen Unzulässigkeit antizipativer Bewertungseinheiten 
ausgeht, sind die Gestaltungsspielräume erheblich. Dieses Gestaltungspotential ist vor allem auf die Möglichkeit 
zur Umgehung des Passivierungsverbotes für Drohverlustrückstellungen zurückzuführen346.  
Um die Auswirkungen des Hedge Accountings nach den jeweiligen Standards deutlich zu machen, wurden in 
dieser Arbeit zwei hypothetische Fälle betrachtet. Der erste Fall führte in allen Standards zu einer Verbesserung 
der Informationsfunktion und führte auch zu einer Besteuerung, die im Einklang mit dem Leistungsfähigkeits-
prinzip stand. Eine Steigerung der Informationsfunktion in Fall 2 darf jedoch bezweifelt werden. Darüber hinaus 
führt eine Berücksichtigung von Verlusten aus nicht rechtskräftigen Geschäften zu einer Senkung der steuer-
rechtlichen Bemessungsgrundlage. In diesem konkreten Fall wurde davon ausgegangen, dass eine Bewertungs-
einheit nicht gebildet werden darf. Aber es wurde auch deutlich, dass es keine objektiven Kriterien gibt, mit 
denen die Zulässigkeit antizipativer Absicherungen überprüft werden kann. 
Bewertungseinheiten werden auch in Zukunft für kontroverse Diskussionen sorgen. Aufgrund der Wirtschafts- 
und Finanzkrise sowie auf Drängen der G20-Nationen arbeitet das IASB zur Zeit mit Hochdruck an einer 
grundlegenden Neufassung von IAS 39347. Der Standard heißt in Zukunft IFRS 9 und soll noch 2010 vollständig 
veröffentlicht werden348. Der Entwurf für die Hedge Accounting Regeln wird in den nächsten Monaten erwar-
tet349. Welche konkreten Änderungen sich aus der Neufassung ergeben, kann zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht 
eingeschätzt werden. Von Seiten der Analysten wird zumindest gefordert, die Standards so zu gestalten, dass 
Risiken transparenter dargestellt werden350. 
Fraglich bleibt, ob der deutsche Gesetzgeber die Regelungen für Bewertungseinheiten anpassen wird. Da § 5 
Abs. 1a EStG aus rein fiskalpolitischen Gründen geschaffen wurde, kann es kaum im Interesse des Gesetzgebers 
sein, dass sich nun indirekte steuerliche Gestaltungsmöglichkeiten eröffnen. Vielleicht kommt eine Korrektur 
auch von Seiten der Rechtssprechung, da der BFH bereits 2002 in einer nicht veröffentlichten und nicht rechts-
kräftigen Entscheidung festgestellt hat, dass steuerrechtliche Bewertungseinheiten nur in sehr engen Grenzen 
möglich sind351. Die Beschränkung auf nicht näher spezifizierte finanzwirtschaftliche Risiken eröffnet hier im-
merhin Interpretationsspielräume, um die steuerbilanziellen Bewertungseinheiten stärker einzugrenzen352. 
Zusätzlich zu den in dieser Arbeit erörterten Problemen existieren weitere ungelöste Fragen im Zusammenhang 
mit  Bewertungseinheiten. Diese betreffen u.a. die Bilanzierung von Anschlusssicherungsgeschäften und die  
vorzeitige Auflösung von Bewertungseinheiten353.
                                               
 
346  Herzig/Briesemeister, Ubg 2009, 157, 162; Vgl. Abschnitt E.VI. 
347  IASB, Pressemitteilung 12.11.2009, S. 1. 
348  IASB, Pressemitteilung 12.11.2009, S. 2. 
349  Papa, BöZ 07.05.2010, S. B6. 
350  Vgl. Papa, BöZ 07.05.2010, S. B6. 
351  Bescheid des BFH vom 19.03.2002, I R 87/00; Vgl. Kraft/Bischoff, Zur Problematik von Bewertungseinheiten (2008), S.  175. 
352  Vgl. Herzig/Briesemeister, Ubg 2009, S. 158. 
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